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1 
 
 
                                        I PROBLEMSTELLUNG 
 
 
In seinen Vorlesungen über „die Metaphysik der Sitten“, die er im 
Wintersemester 1793/94 hielt, lehrte Kant, dass der Mensch verpflichtet ist, 
sich allen Angriffen auf seine Persönlichkeit entgegenzusetzen.1 Kant 
betrachtete also die Notwehr als Pflicht, als etwas, wozu jeder Mensch kraft 
des kategorischen Imperativs verpflichtet ist.2 Nach geltendem Recht erfüllt 
das Rechtsinstitut der Notwehr im Grunde einen zweifachen Zweck: den 
Schutz von Rechtsgütern und die Bewährung des Rechts.3  
 
Der Wortlaut des § 32 StGB scheint präzise, lapidar und unzweideutig 
geregelt zu sein. Dem § 32 I StGB liegt nach h.M. ein Rechtfertigungsgrund 
zugrunde.4 § 32 II StGB definiert den Begriff der Notwehr. Die Verteidigung 
soll bei der Notwehr insofern erforderlich sein, damit der Verteidiger einen 
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abwenden 
kann. Diese prägnante Formulierung der Notwehr erweckt vorerst keine 
Bedenken. Die klare gesetzliche Regelung der Notwehr legt den Schluss nahe, 
dass das Notwehrrecht auch in der Praxis keine besonderen Probleme bereitet.  
 
Das deutsche Notwehrrecht weist aber ein bedeutsames Spezifikum auf. Im 
Gegensatz zu den §§ 228, 904 BGB und vielen ausländischen 
Rechtsordnungen, verlangt § 32 StGB prinzipiell keine Güterabwägung.5 Das 
sich durch das Merkmal der Erforderlichkeit manifestierende Übermaßverbot 
setzt weder eine Güterproportionalität zwischen den rechtlichen Interessen des 
Angegriffenen und denen des Angreifers noch eine Schadensproportionalität 
                                                 
1
 Zit. Nach Hruschka, ZStW 2003, 201 (208).  
2
 A.a.O, 209. 
3
 So die h.M.: BGHSt 48, 207 (212); Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 337; 
Kühl, AT, § 7 Rdnr. 7 ff.; Lackner / Kühl, StGB-Kommentar, § 32 Rdnr. 1; Wessels / Beulke / 
Satzger, AT, § 8 Rdnr. 324a. 
4
 Vgl. MK-Erb, § 32, Rdnr. 1; Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 337 f.; Kühl, 
AT, § 7 Rdnr. 2; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 1; LK-Rönnau/Hohn, § 32 Rdnr. 
1. 
5
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 340. 
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voraus.6 Sollen auch solche Fälle gleichermaßen behandelt werden, in denen 
lediglich eingeschränkt zu disponierende Güter im Vordergrund stehen, wie 
etwa das menschliche Leben? Darf man das Pfandrecht an einer beweglichen 
Sache verteidigen, indem man dem Angreifer mit einem Spaten auf den Kopf 
schlägt? Hat der Gesetzgeber diese Sonderlichkeit der Notwehr mit Bedacht 
so vorgesehen? War es im deutschen Recht schon immer so? Oder gibt es eine 
konkrete Erklärung dafür? 
 
Das preußische Allgemeine Landrecht (1794) kannte die Notwehr auch bei 
der Verteidigung von Sachen.7 Diese Notwehr konnte aber die Tötung des 
Angreifers nicht rechtfertigen und war nur dann zulässig, wenn es mit einem 
entsprechenden, rechtzeitigen Eingreifen des Staates nicht zu rechnen war.8 
Das bayerische StGB von 1813 sah keine explizite Verhältnismäßigkeit von 
dem zugefügten und dem abgewehrten Schaden vor.9 Das preußische StGB 
von 1851 erfuhr indessen eine Erweiterung des Notwehrrechts, die im StGB 
von 1871 Anwendung fand und schließlich auch das Gerüst für die endgültige 
Gestaltung des § 32 des geltenden StGB darstellte.10 
 
Die Lebensrealität ist bekanntlich komplexer als die meisten 
Rechtsvorschriften. Nicht selten kommt es zu Lebenskonstellationen, die zur 
Zeit der Enstehung des Gesetzes oft nicht vorhersehbar waren. Konnte der 
Gesetzgeber beim Entwerfen des Gesetzes berücksichtigen, ob 50 DM für das 
Opfer eines Diebstahles einen Reichtum oder bloß ein Taschengeld darstellt? 
Darf man körperliche Übergriffe eines Geisteskranken immer und ohne 
Bedenken mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln abwehren? Spielt es bei 
der Intensität der Verteidigung eine Rolle, wenn ein geisteskranker und damit 
schuldunfähiger Angreifer sein Opfer mit einem Messer oder mit bloßen 
                                                 
6
 BGH GA 1968, 182 f.; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 179; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 47. 
7
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 4; Roxin, AT I, § 15 Rdnr.4. 
8
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 4. 
9
 Ebda. 
10
 A.a.O, Rdnr. 5. 
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Händen angreift? Darf man ein Kind wegen einer Beleidigung verprügeln? 
Darf eine Ehefrau Tätlichkeiten ihres Ehemannes, die von geringer Intensität 
sind, gleich mit allen zur Verfügung stehenden Abwehrmitteln abwehren, oder 
spielt hier möglicherweise die eheliche Beziehung eine Rolle?  
 
Die Tatsache, dass 32 StGB keine Güterabwägung vorsieht, wirft zahlreiche 
Fragen auf. Ist dies als ein ernsthaftes Manko des Notwehrrechts zu verstehen, 
oder sind bestimmte Lösungen vorstellbar, die ggf. von einer gewissen 
Einschränkung des Notwehrrechts ausgehen? Wenn solche Einschränkungen 
in Frage kommen, nach welchen Kriterien könnte man sie bestimmen? Wo 
liegen die Grenzen etwaiger Schranken des Notwehrrechts? Geht es dabei um 
festgesetzte und änderungsfeste Grenzen? Können vieleicht neue, zusätzliche 
Konstellationen in Betracht gezogen werden, die diese Grenzen noch 
erweitern können?  
 
Das Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es, entsprechende Antworten auf 
die oben gestellten Fragen anzubieten. Begonnen wird mit einer Darstellung 
der Notwehr als Rechtsinstitut. Es werden das Wesen der Notwehr, ihr Zweck 
und Inhalt in Grundzügen dargelegt. Dabei werden die Begriffe der 
Notwehrlage und Notwehrhandlung, das Konzept des Verteidigungswillens 
sowie die strafrechtliche Konsequenzen der Notwehrüberschreitung erörtert. 
 
Das dritte Kapitel der Arbeit befasst sich mit den allgemeinen Fragen der sog. 
sozialethischen Einschränkungen der Notwehr. Im Kapitel IV werden die 
Aspekte des Schutzes von Eigentum im Falle des Bagatellangriffs erörtert. 
Das Kapitel V beschäftigt sich mit der Problematik der Einschränkungen des 
Notwehrrechts aus verfassungsrechtlichen Gründen. Die Untersuchung endet 
mit Kapitel VI, in dessen Rahmen andere sozialethische Einschränkungen der 
Notwehr und darunter eine besonders intensiv diskutierte Fallgruppe der 
Notwehrprovokation behandelt werden. Schließlich werden die gewonnenen 
4 
 
Ergebnisse im Rahmen der Schlussbetrachtung noch einmal zusammengefasst 
dargestellt. 
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                         II NOTWEHR ALS STRAFRECHTSBEGRIFF 
 
                             1. INHALT UND ZWECK DER NOTWEHR 
 
 
Die Notwehr11 stellt nach § 32 StGB einen Rechtfertigungsgrund dar, der die 
Verwirklichung von Straftatbeständen durch den Verteidiger nicht nur straflos 
stellt, sondern ihm auch ein Recht zur gleichzeitigen Verletzung von 
Rechtsgütern des Angreifers gewährt, der seinerseits entsprechende 
Abwehrmaßnahmen zu dulden hat.12 Sie ist eine der komplexesten 
Rechtfertigungsgründe des geltenden Rechts. Ihre Komplexität wird bereits 
beim Vergleich ihrer Merkmale mit Tatbeständen anderer 
Rechtfertigungsgründe ersichtlich.13 Die Notwehr setzt sich aus der 
Notwehrlage, der Notwehrhandlung und der Gebotenheit als objektive 
Komponenten und dem Verteidigungswillen als subjektive Komponente 
zusammen.14  
 
„Das Recht braucht dem Unrecht nirgends zu weichen“.15 Diese Formulierung 
harmoniert mit dem Wortlaut des § 32 StGB. Wenn eine Tat durch Notwehr 
geboten ist, ist diese Tat nicht rechtswidrig (§ 32 I StGB). § 32 II StGB klärt 
weiter auf, dass es sich bei der Notwehr um Verteidigungshandlungen handelt, 
die erforderlich sind, einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich 
oder einem anderen16 abzuwenden. Obgleich der in Notwehr Handelnde von 
der Rechtsordnung begünstigt wird, werden die Grundprinzipen der Notwehr 
durch den Gedanken der sozialen Rücksichtnahme zunehmend 
                                                 
11
 Kühl spricht auch von „Selbstverteidigung“, Kühl, AT, § 7 Rdnr. 1. 
12
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 1; s.a. Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 Rdnr. 1. 
13
 Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 Rdnr. 1; s.a. Frister, GA 1988, 291 (293). 
14
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 76. 
15
 RGSt 21, 168 (170); Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 336; Wessels / 
Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 339. 
16
 In diesem Fall geht es um die sog. Nothilfe, vgl. Lackner / Kühl, StGB-Kommentar, § 32 
Rdnr. 12; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 334. 
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eingeschränkt.17 Aus welchem Grund und in welchem Umfang dies geschieht, 
wird später ausführlich dargestellt werden. 
 
2. DIE NOTWEHRLAGE 
 
§ 32 II StGB ist zu entnehmen, dass die Notwehrlage durch das Vorliegen 
eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs begründet wird. Ein Angriff im 
Sinne des § 32 II StGB ist als Bedrohung eines Rechtsgutes oder rechtlich 
geschützter Interessen durch menschliches Verhalten zu verstehen.18 Ein 
strafrechtlich relevanter Angriff liegt dabei nicht nur bei einem bereits 
begonnenen Angriff auf das geschützte Rechtsgut eines anderen vor; vielmehr 
reicht auch eine bloße Gefährdung des betreffenden Rechtsguts aus.19 Eine 
gezielte Verletzungshandlung ist nicht zwingend notwendig.20 Auch ein 
Unterlassen kann die nötige Angriffsqualität aufweisen, sofern es aufgrund 
der besonderen Rechtspflicht zum Tätigwerden gem. § 13 I StGB dem aktiven 
Tun entspricht.21  
 
Ein gegenwärtiger Angriff liegt vor, wenn er unmittelbar bevorsteht, bereits 
begonnen hat oder noch fortdauert.22 Der Angriff dauert solange fort, bis die 
Gefahr für das bedrohte Rechtsgut noch abgewendet werden kann.23 Mit 
anderen Worten scheidet die Notwehr erst dann aus, wenn die Verletzung des 
Rechtsgutes und damit auch die Folge des Angriffs eingetreten ist.24  
 
                                                 
17
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 336. 
18
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 6; s.a. Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 325. 
19
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 23; s.a. Geilen, Jura 1981, 200 (206); Lackner / Kühl, StGB 
Kommentar, § 32 Rdnr. 4. 
20
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 325; s.a. Geilen, Jura 1981, 200 (202); Sternberg-
Lieben, JA, 1996, 299 f. 
21
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 326; s.a. Gropp, AT, § 6 Rdnr. 68; Köhler, AT, S. 
266; Lagodny, GA 1991, 300 ff.; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 11. 
22
 BGH JZ 2003, 50 mit Anm. von Walther; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 328; 
s.a. Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 341 f.; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 21. 
23
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 328. 
24
 RGSt 64, 101 (103); Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 16; Wessels / Beulke / 
Satzger, AT, § 8 Rdnr. 328.                                                      
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Die Präventivmaßnahmen gegen Angriffe, mit denen in Zukunft unter 
Umständen zu rechnen ist, werden von § 32 StGB grundsätzlich nicht 
erfasst.25 Davon sind aber die Fälle der sog. antizipierten Notwehr zu 
unterscheiden, in denen zum Zweck des Schutzes von Eigentum selbsttätig 
wirkende Abwehrvorrichtungen angebracht werden (z.B. Schutz eines 
Bungalows durch Fußangeln).26 In solchen Fällen kann nicht mehr von 
Abwehr eines künftigen Angriffs gesprochen werden, weil derart angebrachte 
Abwehrvorrichtungen erst einem Angriff entgegenwirken sollen, der bereits 
begonnen hat.27  
 
Für die Frage, ob ein gegenwärtiger Angriff i.S.v. § 32 StGB vorliegt, ist die 
objektive Sachlage zur Tatzeit ausschlaggebend, und nicht etwa die subjektive 
Vorstellung desjenigen, der sich bedroht fühlt oder einen anderen für bedroht 
hält.28 
 
§ 32 StGB setzt einen rechtswidrigen Angriff voraus. Nicht rechtswidrig sind 
Angriffe, die von der Rechtsordnung nicht verboten sind.29 Vor diesem 
Hintergrund kommt der Maxime „keine Notwehr gegen Notwehr“ eine 
universale Bedeutung zu.30 Angesichts des oben Gesagten ergibt sich folgende 
Definition des rechtswidrigen Angriffs: Rechtswidrig ist jeder Angriff, der 
gegen die positiven Rechtsnormen verstößt und dabei nicht von einem 
Erlaubnissatz umfasst ist.31  
                                                 
25
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 329.                                                                                                                            
26
 A.a.O, Rdnr. 329a; s.a. Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 18a; Roxin, AT I, § 15 
Rdnr. 29. 
27
 OLG Braunschweig MDR 1947, 205; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 329a; s.a. 
Kunz, GA 1984, 539 ff.; Müssig, ZStW 2003, 224 (240 f.); Perron in: Schönke / Schröder, § 
32 Rdnr. 18a.; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 142, 153. 
28
 OLG Stuttgart NJW 1992, 850; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 330; s.a. Graul, 
JuS 1995, 1049; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr.27. 
29
 SK-Günther, § 32  Rdnr. 58. 
30
 RGSt 66, 288 f.; BGHSt 39, 374 (376); BGH MDR 1994, 183; SK-Günther, § 32 Rdnr. 58.  
31
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 331; a.A. lässt den bevorstehenden Eintritt des 
Erfolgsunrechts genügen, Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 341; eine weitere 
Meinung geht davon aus, dass für das Vorliegen des Handlungsunwertes wenigstens ein 
objektiv sorgfaltswidriges Verhalten zu verlangen ist, vgl. Graul, JuS 1995, 1049 (1052); LK-
Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 109; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 14 ff.; SK-Günther, § 32 Rdnr. 56. 
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Notwehrfähig sind nach h.M.32 alle rechtlich geschützten Interessen, die dem 
Angegriffenen durch die Rechtsordnung gewährleistet sind. Die 
notwehrfähigen Rechtsgüter müssen also an sich nicht zwingend strafrechtlich 
geschützt werden.33  
 
                 3. DIE NOTWEHRHANDLUNG  
                                      
Gemäß 32 II StGB ist die Notwehrhandlung als eine erforderliche 
Verteidigungshandlung zu verstehen.34 Der entscheidende Maßstab für die 
Abgrenzung der Verteidigung von anderen Verhaltensweisen, mit denen der 
Angegriffene das bedrohte Rechtsgut schützt, liegt im Bestreben des 
Betroffenen, dem rechtswidrigen Angriff entgegenzuwirken.35 Außer dass 
sich die Notwehrhandlung gegen den Angreifer richtet, muss sie auch objektiv 
erforderlich und normativ geboten sein.36 Die Notwehrhandlung beschränkt 
sich auf die Abwehr des gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs und darf sich 
nicht gegen die Rechtsgüter Dritter richten.37 Der Betroffene kann dabei den 
Angriff von sich (Notwehr) oder von einem anderen (Nothilfe)38 abwenden.  
 
Als erforderlich ist jede geeignete Abwehr zu verstehen, die von allen zur 
Verfügung stehenden Verteidigungsarten die mildeste ist, zugleich aber kein 
unmittelbares Risiko von Beeinträchtigungen eigener Rechtsinteressen 
darstellt.39 Eine geeignete Verteidigung liegt vor, wenn der Angriff 
vollständig abgewehrt oder wenigstens abgeschwächt oder hinausgezögert 
                                                 
32
 Vgl. LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 78; MK-Erb, § 32 Rdnr. 77; Perron in: Schönke / 
Schröder, § 32 Rdnr. 4; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 30; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 
332. 
33
 Gropp, AT, § 6 Rdnr. 68; SK-Günther, § 32 Rdnr. 53; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 
Rdnr. 4.                                                                                                                  
34
 Dazu Kühl, AT, § 7 Rdnr. 78. 
35
 BGHSt 55, 191 (197); Kühl, AT, § 7 Rdnr. 84; MK-Erb, § 32 Rdnr. 108; Perron in: 
Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 31. 
36
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 333. 
37
 BGHSt 5, 245 (248); Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 334. 
38
 Ausf. bei Kühl, AT, § 7 Rdnr. 137 ff. 
39
 BGH GA 1956, 49; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 42. 
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werden kann.40 Zwischen mehreren geeigneten Verteidigungsmöglichkeiten 
muss also der Betroffene stets diejenige auswählen, die die Rechtsgüter des 
Angreifers am wenigsten beeinträchtigt.41  
 
Die Verteidigung ist als Prävention, keinesfalls als Repression zu verstehen.42 
Bei der Verteidigung sind insbesondere der konkrete Gefährlichkeitsgrad, die 
Intensität des Angriffs und die zur Verfügung stehenden Abwehrmittel zu 
berücksichtigen (die sog. konkrete Kampflage).43 Wenn aber im konkreten 
Fall ein an sich milderes Abwehrmittel als weniger geeignet oder nicht völlig 
zuverlässig erscheint, braucht der Angegriffene kein Risiko einzugehen.44  
 
Vor allem ist bei der Verwendung von Schusswaffen Vorsicht geboten. In 
solchen Fällen hat der Betroffene nach einer misslungenen Androhung 
zunächst von einem Warnschuss Gebrauch zu machen.45 Diese Maßnahme 
soll dem Angreifer signalisieren, dass er von seinem rechtswidrigen Angriff 
ablässt bzw. ihn einstellen soll. Falls diese Abwehrmaßnahme nicht ausreicht, 
um den rechtswidrigen Angriff zu beenden, darf ein weiterer Waffeneinsatz 
erfolgen, der aber nicht lebensgefährlich ist (z.B. ein Schuss auf das Bein des 
Angreifers).46 Erst als ultima ratio kommt auch ein tödlicher Schuss in 
Frage.47 
 
                                                 
40
 OLG Düsseldorf  NStZ 1994, 343; Warda, Jura 1990, 344 ff.; s.a. Kühl, AT, § 7 Rdnr. 94 
ff.; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 35; Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 Rdnr. 
18.                      
41
 BGHSt 3, 217; 26, 143 (146); 42, 97 (100); BGH NStZ 1996, 29; Perron in: Schönke / 
Schröder, § 32 Rdnr. 36a. 
42
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 83; s.a. Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 Rdnr. 18; Warda, 
Jura 1990, 344 (351). 
43
 BGH NStZ 1991, 32 f.; 1994, 539; 1996, 29; BGH NStZ – RR 2004, 10 f.; BGH StV 1999, 
143; Kühl, AT, § 7 Rdnr. 101. 
44
 BGH GA 1968, 182; BGH NStZ 1996, 29; 1998, 508 f.; 2002, 140; Kühl, AT, § 7 Rdnr. 
103.  
45
 BGH NJW 1988, 1860; BGH NStZ 2001, 530; MK-Erb, § 32 Rdnr. 148; LK-Rönnau / 
Hohn, § 32 Rdnr. 177; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 335. 
46
 BGH NStZ 1987, 172; BGH NStZ 2001, 530; MK-Erb, § 32 Rdnr. 148; Wessels / Beulke / 
Satzger, AT, § 8 Rdnr. 335. 
47
 Vgl. BGHSt 42, 97; BGH NStZ 1987, 322; 1994, 539; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 177; 
Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 335. 
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Wann eine Verteidigung geeignet ist und ob sie auch das mildeste zur 
Verfügung stehende Abwehrmittel darstellt, ist stets aus der Sicht eines 
besonnenen Dritten in der Lage des Angegriffenen zum Zeitpunkt des 
Angriffs zu beurteilen (der sog. objektive ex ante-Maßstab).48 
 
Im Lichte der Maxime, dass das Recht dem Unrecht nicht zu weichen braucht, 
sowie, dass der in Notwehr Handelnde hisichtlich seiner Abwehrhandlung zur 
gleichen Zeit auch für den Bestand und die Wiederherstellung der 
Rechtsordnung eintritt, scheitert die Erforderlichkeit der Abwehrhandlung 
auch nicht daran, wenn im konkreten Fall die Möglichkeit besteht, dass der 
Betroffene sich dem Angriff durch Flucht entzieht oder ihm auf eine andere 
Weise  ausweicht.49 
 
Im Hinblick auf das Verhältnis zwischen dem durch den rechtswidrigen 
Angriff drohenden und dem durch die vorgenommene Abwehrhandlung 
verursachten Schaden besteht kein Verhältnismäßigkeitsgebot50. Dies kann 
bereits dem Wortlaut des § 32 StGB entnommen werden, der keine Abwägung 
der betroffenen Rechtsgüter voraussetzt.51 Wenn aber im konkreten Fall ein 
krasses Missverhältnis zwischen den betroffenen Gütern vorliegt (z. B. die 
vorsätzliche Tötung eines Obstdiebes), erscheint zumindest eine 
sozialethische Einschränkung der Notwehr erforderlich.52 Die sozialethischen 
Einschränkungen selbst betreffen aber nicht die Erforderlichkeit nach § 32 II  
sondern die Gebotenheit der Notwehr nach § 32 I StGB53. Die 
Einschränkungen des Notwehrrechts bedeuten allerdings nicht, dass etwa 
                                                 
48
 BGH NJW 1969, 802; SK-Günther, § 32 Rdnr. 90; Jescheck / Weigend, Lehrbuch des 
Strafrechts, S. 343; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 34; LK-Rönnau / Hohn, § 32 
Rdnr. 180. 
49
 BGH NJW 2013, 2133 (2135); Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 339; s.a. Lenckner 
GA 1968, 1 (4). 
50
 RGSt 55, 82 (85); 69, 308 (310); 72, 57 f.; BGH GA 1968 , 182 f.; 1969, 23 f.; BGH JZ 
2003, 961 (963); Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 47. 
51
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 340; s.a. Kühl, AT, § 7 Rdnr. 116; Roxin, AT I, § 
15 Rdnr. 47. 
52
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 117; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 47. 
53
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 47.  
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Angriffe auf Sachen als ultima ratio auch mit lebensgefährlichen Mitteln (z.B. 
gezielte Einsätze von Schusswaffen in Diebstahlfällen) nicht abgewehrt 
werden dürfen.54 Auf diese Problematik wird im Kapitel IV näher 
eingegangen. 
 
            4. DER VERTEIDIGUNGSWILLE 
 
Neben den objektiven Voraussetzungen des § 32 StGB (die Notwehrlage und 
die erforderliche und gebotene Verteidigung) setzt die Rechtfertigung einer in 
Notwehr begangenen vorsätzlichen Tat nach h.M.55 auch ein subjektives 
Rechtfertigungselement in Gestalt des Verteidigungswillens voraus.  
 
Eine Meinung geht davon aus, dass der Verteidigungswille aus zwei 
Elementen besteht: Es müsse die Kenntnis um die Notwehrlage gegeben sein, 
und darüber hinaus müsse die Notwehrlage den Täter zur Abwehrhandlung 
angeregt haben.56 
 
Eine andere Ansicht lässt lediglich die Kenntnis um die Notwehrlage 
genügen, mit der Begründung, dass die Beweggründe allein die 
Rechtmäßigkeit an sich nicht beeinflussen können.57  
 
Während die erste Voraussetzung (Kenntnis der Notwehrlage) unumstritten 
ist, erscheint die zweite Voraussetzung (Anregung zur Abwehrhandlung durch 
                                                 
54
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 117; s.a. Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 50. Die Notwehr 
ist auch zum Schutz von Sachwerten „mittlerer“ Preislage zulässig; die Gefahr für Leib oder 
Leben des Angreifers, die dabei entsteht, geht zu Lasten des Angreifers, Beulke Jura 1988, 
641 ff.; zu ihm Kühl, AT, § 7, Rdnr. 117; a.A. geht davon aus, dass ein Notwehr – Recht zu 
töten nur dann zulässig sein soll, wenn der Angreifer entweder das Leben des Angegriffenen 
unmittelbar gefährdet oder die Folgen des Angriffs zu einer dauernden Lebensentwertung 
führen könnten, Bernsmann ZStW 1992, 290 (326). Mehr dazu Kapitel IV, Abschn. 2.                                                                               
55
 RGSt 54, 196 (199); BGHSt 2, 111 (114); 3, 194 (198); Jescheck / Weigend, Lehrbuch des 
Strafrechts, S. 342 f.; MK-Erb, § 32 Rdnr. 213; SK-Günther, § 32 Rdnr. 134; LK-Rönnau / 
Hohn, § 32 Rdnr. 262. 
56
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 350a; s.a. SK-Günther, § 32 Rdnr. 135; Otto, 
Grundkurs Strafrecht, § 8 Rdnr. 52; Prittwitz, GA 1980, 381 (386). 
57
 Vgl. Kühl, AT, § 7 Rdnr. 128; Perron in: Schonke / Schröder, § 32 Rdnr. 63, Roxin, AT I, § 
15 Rdnr. 129. 
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die Notwehrlage) überflüssig. Denn die Abwehrhandlung ist eine logische 
Konsequenz der Notwehrlage und muss als solche nicht gesondert 
hervorgehoben werden. Die Motive des in Notwehr Handelnden können zwar 
auf einen erhöhten Vorsatzgrad hindeuten, sind aber als subjektives 
Rechtfertigungselement nicht erforderlich. Es reicht also aus, wenn der Täter 
im Bewusstsein handelt, durch die eigene Abwehrhandlung das Unrecht zu 
bekämpfen58.   
 
Paralell zum Verteidigungswillen können auch zusätzliche, sog. 
Begleitmotive (Rache, Wut, Hass o.ä.59) vorhanden sein (das sog. 
Motivbündel), die den Verteidigungswillen nicht ausschließen, solange der 
Wille zur Angriffsabwehr als solcher durch die Begleitmotive nicht völlig 
verdrängt wird.60 
 
            5. NOTWEHRÜBERSCHREITUNG 
 
Die Überschreitung der Notwehr kann unter bestimmten Voraussetzungen 
straffrei sein. Wenn ein in einer Notwehrlage handelnder Täter das Maß der 
erforderlichen Verteidigung aus Vewirrung, Furcht oder Schrecken (sog. 
asthenische Affekte) überschreitet, so ist seine Tat zwar nicht mehr 
gerechtfertigt, der materielle Unrechtsgehalt der Tat aber zugleich stark 
reduziert.61 Gemäß § 33 StGB erreicht der mit der Notwehrüberschreitung 
verbundene Schuldgehalt die Schwelle der Strafwürdigkeit nicht.62 § 33 StGB 
enthält dementsprechend nach h.M.63 einen Entschuldigungsgrund. Wenn der 
Täter die Grenzen der Notwehr aufgrund des Vorhandenseins von 
                                                 
58
 Vgl. Gallas in: FS Bockelmann, S. 155 (176, Fn. 56); Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 130. 
59
 Die sog. sthenischen Affekte, Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 23 Rdnr. 45. 
60
 BGHSt 3, 194 (198); BGH GA 1980, 67 f.; BGH NStZ 1983, 117; 2003, 425; 2005, 332; 
Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 350a; s.a. Alwart,  GA 1983, 433 ff.                                             
61
 SK-Rogall, § 33 Rdnr. 1.  
62
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 10 Rdnr. 446. 
63
 BGHSt 3, 194 (198); BGH NStZ 1981, 299; Jakobs, AT, Abschn. 20, Rdnr. 28; Jescheck / 
Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 491; Rudolphi, JuS 1969, 461; Baumann / Weber / 
Mitsch, AT, § 23 Rdnr. 37. 
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asthenischen Affekten bewusst oder unbewusst überschreitet, handelt er zwar 
widerrechtlich, wird aber gem. § 33 StGB nicht bestraft.64  
 
Bei der Notwehrüberschreitung sind diverse Konstellationen denkbar. Wenn 
sich ein in Notwehr Handelnder bei Vorliegen der astenischen Affekte 
intensiver als erforderlich verteidigt, liegt der sog. intensive Notwehrexzess 
vor.65 Dies führt oft dazu, dass der Angreifer durch die 
Verteidigungshandlung des Betroffenen einen höheren Rechtsschaden erleidet 
als im Falle, in dem der Betroffene die erforderliche Abwehrmaßnahme 
ergriffen hätte.66 
 
Wenn es an der Gegenwärtigkeit des Angriffs fehlt und ein zum Handeln 
Entschlossener sich dessen bewusst ist (der sog. extensive Notwehrexzess), 
scheidet nach einer Meinung die Anwendung von § 33 StGB jedenfalls aus.67 
Dies erscheint einigermaßen plausibel, weil es im Falle des extensiven 
Notwehrexzesses an einem wichtigen objektiven Merkmal der Notwehrlage 
fehlt. Der Nachteil dieser Meinung liegt aber darin, dass sie die Bedeutung der 
subjektiven Ebene des Notwehrrechts außer Acht lässt. 
 
Nach einer anderen Meinung sei hier aber vielmehr dahingehend zu 
differenzieren, ob der Angriff bereits beendet worden ist (der sog. nachzeitige 
extensive Notwehrexzess), oder es zum Angriff noch nicht gekommen ist (der 
sog. vorzeitige extensive Notwehrexzess).68 Während im ersten Fall die 
Anwendung von § 33 StGB zu bejahen sei, sei sie hingegen im letzteren Fall 
zu verneinen.69 Diese Ansicht differenziert zutreffenderweise zwischen zwei 
                                                 
64
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 351; s.a. Jescheck / Weigend, Lehrbuch des 
Strafrechts, S. 350; Theile, JuS 2006, 965. 
65
 Statt aller LK-Zieschang, § 33 Rdnr. 2. 
66
 Ebda. 
67
 RGSt 54, 36; 61, 216; 62, 76; Geilen, Jura 1981, 200 (379); Jescheck / Weigend, Lehrbuch 
des Strafrechts, S. 493.                                                                                                                           
68
 Kühl, AT, § 12 Rdnr. 140 ff.; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 10 Rdnr. 447. 
69
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 10 Rdnr. 447; s.a. Beulke, Jura 1988, 641 (643); Timpe, 
JuS 1985, 117 (121); Trüg / Wentzell, Jura 2001, 30 (33 f.); LK-Zieschang, § 33 Rdnr. 10. 
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qualitativ unterschiedlichen Konstellationen. Im Falle eines nachzeitigen 
extensiven Notwehrexzesses müsste jedoch in jedem Einzelfall ergänzend 
überprüft werden, ob das Verhalten des Handelnden durch die asthenischen 
Affekte entscheidend geprägt wurde. Wenn die Antwort positiv ist, soll § 33 
StGB angewandt werden. Der Angegriffene befindet sich in einer ähnlichen 
psychischen Lage wie derjenige, der sich gegen einen gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriff wehrt, wenn seine übermäßige Reaktion in einem 
engen und unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der Notwehrhandlung 
steht.70 Wenn diese übermäßige Reaktion darüber hinaus durch die 
asthenischen Affekte ausgelöst worden ist, sollte der Anwendung von § 33 
StGB grundsätzlich nichts im Wege stehen. Wenn aber die asthenischen 
Affekte bei der Überreaktion des Betroffenen nicht maßgeblich bestimmend 
waren, scheidet die Anwendung des §§ 33 StGB aus. Nicht umstritten ist, dass 
§ 33 StGB im Falle eines vorzeitigen extensiven Notwehrexzesses nicht 
anwendbar ist, da es dabei bereits an einer Notwehrlage fehlt. 
 
Wenn der Täter irrig davon ausgeht, dass er sich in einer Notwehrlage 
befindet, wobei diese in Wirklichkeit überhaupt nicht gegeben ist, liegt ein 
Fall der sog. Putativnotwehr vor.71 Die Problematik der Putativnotwehr wird 
rechtsdogmatisch im Rahmen des Erlaubnistatumstandsirrtums erörtert.72 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
70
 Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 23 Rdnr. 42. 
71
 Statt aller MK-Erb, § 32 Rdnr. 218 ff. 
72
 BGHSt  3, 194; BGH NStZ 1983, 453; 1987, 20; 1996, 29; 1997, 96; Jescheck / Weigend, 
Lehrbuch des Strafrechts, S. 350; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 65.                                                                                   
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            III    SOZIALETHISCHE EINSCHRÄNKUNGEN DER  
                                                 NOTWEHR 
 
              ALLGEMEINE FRAGEN DER SOZIALETHISCHEN    
                        EINSCHRÄNKUNGEN DER NOTWEHR                     
 
Die Erforderlichkeit der Verteidigung ist eine der Grundvoraussetzungen der 
Rechtfertigung nach § 32 II StGB. Wie bereits dargestellt, ist der Verteidiger 
dazu berechtigt, unter mehreren zur Verfügung stehenden Abwehrmitteln 
jenes Mittel auszuwählen, das eine sichere Abwehr des Angriffs in Aussicht 
stellt.73 Das vom Betroffenen auserwählte Abwehrmittel muss gleichzeitig 
auch das mildeste sein.74 Der in Notwehr Handelnde muss also darauf achten, 
dass die Beeinträchtigung der Rechtsgüter des Angreifers auf das Minimum 
reduziert wird.75  
 
Das Notwehrrecht stellt eine „scharfe Waffe in der Hand des Angegriffenen“ 
dar, und kann dementsprechend oft zur Verschärfung von Konflikten führen.76 
Um das angemessene Maß der Notwehrausübung zu bestimmen, haben die 
Rechtsprechung und das Schrifttum bestimmte Einschränkungen des 
Notwehrrechts herausgearbeitet.77 
 
Während im Rahmen der Erforderlichkeit der Notwehr Zweckmäßigkeit und 
Nützlichkeit erwogen werden, liegen dem Merkmal der Gebotenheit die sog. 
sozialethischen Schranken der Notwehr sowie das Verbot ihrer 
rechtsmißbräuchlichen Ausübung zugrunde.78 Das Merkmal „sozial“ weist 
darauf hin, dass die vorhandene Notwehrregelung in § 32 II StGB 
                                                 
73
 S. Kap. II, Abschn. 3. 
74
 Ebda. 
75
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 143.  
76
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 344. 
77
 Ausf. dazu Roxin, ZStW 1981, 68 ff.                                                                                    
78
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 102.                                                                      
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sozialverträglich gemacht werden soll.79 „Ethisch“ werden diese 
Einschränkungen deshalb bezeichnet, weil sie im StGB nicht ausdrücklich 
vorgesehen wurden.80 
 
Dem Strafrecht liegen gewisse sozialethische Wertvorstellungen der 
Rechtsgemeinschaft zugrunde.81 Die Pflichten, deren Erfüllung für ein 
erfolgreiches Zusammenleben der Menschen unentbehrlich ist, ergeben sich 
aus dem Bereich der Sozialethik.82 Mit der Zeit haben sich im Rahmen der 
sozialethischen Notwehreinschränkungen verschiedene Fallgruppen 
herauskristallisiert, die vor allem im Hinblick auf die Voraussetzungen des § 
32 II StGB nicht unumstritten sind.83  
 
So ist es vorstellbar, dass eine Notwehrhandlung zwar erforderlich, zugleich 
aber i.S.d. § 32 I StGB nicht geboten ist.84 Wenn jemand ein mit vorher 
entwendetem Obst fliehendes Kind erschießt, so kann ein solches drastisches 
Abwehrmittel nur dann erforderlich sein, wenn der Schutz des Eigentums in 
keiner anderen Weise erreicht werden konnte.85 Dass eine solche 
Abwehrhandlung trotzdem nicht erlaubt werden darf, ist nicht umstritten.86 
Denn im Prinzip sollte keine Befugnis uneingeschränkt und ausnahmslos 
gewährleistet werden.87 So werden auch der Notwehr als 
Rechtfertigungsgrund einerseits die inneren bzw. immanenten, aus ihrem Sinn 
und Zweck abzuleitenden und andererseits auch bestimmte äußere Schranken 
gesetzt.88 Die in § 32 I StGB vorgesehene Gebotenheit der Notwehr dient als 
Ausgangspunkt für eine rechtsdogmatische Analyse der normativen, 
                                                 
79
 Kühl, Jura 1990, 244.  
80
 Ebda.  
81
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 1 Rdnr. 9. 
82
 Ebda. 
83
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 157. 
84
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 55. 
85
 RGSt 55, 82; Fahl,  JA 2000, 460; s. Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 55.  
86
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 55. 
87
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 103. 
88
 Ebda; s.a. Bernsmann, ZStW 1992, 290 ff.; Krey, JZ 1979, 702 (713); näher zum Verbot 
des Rechtsmißbrauchs bei Notwehr Baumann, MDR 1962, 349. 
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teleologischen und verfassungskonformen sozialethischen Einschränkungen 
des Notwehrrechts.89  
 
Anders als bei der Erforderlichkeit, bei der die in Frage kommenden 
Abwehrmittel auf ihre Tauglichkeit und Intensität geprüft werden, steht bei 
der Gebotenheit vielmehr das Abwehrmittel–Abwehrzweck-Verhältnis im 
Vordergrund.90 In diesem Zusammenhang soll geklärt werden, ob es bei den 
sozialethischen Einschränkungen des Notwehrrechts auf das Merkmal der 
Gebotenheit nach § 32 I StGB oder auf das der Erforderlichkeit nach § 32 II 
StGB ankommt.91  
 
Es soll des Weiteren auch auf das Verhältnis zwischen Gebotenheit und 
Erforderlichkeit eingegangen werden. Nach Jescheck92 sei bereits der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes zu entnehmen, dass die Gebotenheit und 
die Erforderlichkeit einen gemeinsamen Ursprung aufweisen. Nach 
Lenckner93 soll es nichts überflüssigeres geben, als den Streit um den Begriff 
der Gebotenheit. Darüber hinaus sei diese Frage nach Perron94 auch deshalb 
überflüssig, weil den Begriffen der Gebotenheit und der Erforderlichkeit allein 
keine zusätzlichen Kriterien zur Einschränkung des Notwehrrechts 
entnommen werden können.  
 
Die zutreffende Ansicht geht davon aus, dass die Begriffe der Gebotenheit 
und der Erforderlichkeit sich zwar überschneiden, sich aber nicht decken.95 
Während im Rahmen der Gebotenheit die normativen und sozialethischen 
Erwägungen eine wesentliche Rolle spielen96, liegt der Schwerpunkt bei der 
                                                 
89
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 103. 
90
 Ebda. 
91
 Vgl. Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 345; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 
228; NK-Herzog, § 32 Rdnr. 51. 
92
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 345 m.w.N. 
93
 Lenckner, GA 1968, 1 (10). 
94
 Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 44; vgl. auch Grünewald, ZStW 2010, 51 (63). 
95
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 342. 
96
 Ebda.  
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Erforderlichkeit der Verteidigungshandlung bei den tatsächlichen 
Fallgegebenheiten, vor allem bei der Art und der Intensität des Angriffs.97  
 
Es ist heute fast allgemein anerkannt, dass das Notwehrrecht in bestimmten 
Ausnahmefällen Einschränkungen unterliegt und deshalb dem Angegriffenen 
auch bei Vorliegen eines rechtswidrigen gegenwärtigen Angriffs nicht in 
vollem Umfang zustehen kann.98 Auf den in Notwehr bzw. Nothilfe99 
Handelnden wirkt sich dies dahingehend aus, dass er zunächst von 
Schutzwehr (Ausweichen oder Flucht) Gebrauch machen muss, die ihm 
allerdings nicht dieselbe Abwehrsicherheit bietet, wie eine scharfe Trutzwehr 
(aktive Abwehr).100 Diese Faustregel ist allerdings nur dann einzuhalten, wenn 
dem in Notwehr Handelnden ein solches Verhalten ohne Preisgabe eigener 
berechtigter Interessen zumutbar ist und die Rechtsordnung keine 
nachdrückliche Neutralisierung des Angriffs verlangt.101 Somit wird klar, dass 
nicht jede erforderliche Verteidigung i.S.d. § 32 II StGB stets auch durch § 32 
I StGB geboten und damit erlaubt ist.102 
 
Das Merkmal der Gebotenheit wäre allerdings begrifflich zu vage, wenn man 
dem Gesetz keinerlei Anhaltspunkte dafür entnehmen könnte, wann eine zur 
Abwehr erforderliche Verteidigung ausnahmsweise nicht erlaubt werden 
soll.103 Welche Abwehr nicht geboten ist, ergibt sich schließlich aus den 
grundlegenden Grundsätzen des Notwehrrechts selbst.104 
 
Im Rahmen der Diskussion über die sozialethischen Einschränkungen der 
Notwehr sind folgende Fallgruppen entwickelt worden: 
                                                 
97
 Ebda. 
98
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 344 ff.; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 
225; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 55; a.A. Schmidhäuser, GA 1991, 97 (132 ff.). 
99
 Ausf. zu den Einschränkungen der Verteidigungsbefugnisse bei der Nothilfe Kuhlen, GA 
2008, 282. 
100
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 225.  
101
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 342; s.a. Berz, JuS 1984, 340. 
102
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 89; Krey, JZ 1979, 702 (713 f.). 
103
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 57. 
104
 A.a.O, Rdnr. 59; s.a. Roxin, ZStW 1981, 68 (79). 
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- krasses Missverhältnis zwischen Erhaltungs- und Eingriffsrechtsgut, 
- Angriffe von Kindern, Irrenden oder sonst schuldlos Handelnden, 
- Angriffe im Rahmen von engen familiären Beziehungen, 
- Notwehrprovokation.105 
      
Die Rechtsprechung stützt sich ihrerseits auf zwei Gründe, die in folgenden 
Fällen eine vollständige Legitimierung des Notwehrrechts streitig machen: bei 
der Zumutbarkeit der Preisgabe eigener Interessen durch Schutzwehr106 und 
bei dem Missbrauch des Notwehrrechts im Rahmen der 
Angriffsprovokation.107 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
105
 Statt vieler LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 226. Ein weiterer Fall, der in Zusammenhang 
mit Einschränkungen des Notwehrrechts gebracht wird, ist der erpresserische Angriff durch 
Drohungen. Würde man hier ein unbeschränktes Notwehrrecht gestatten, so dürfte der 
Erpresste, wenn keine andere Abwehrmaßnahme möglich ist, den Erpresser heimlich 
umbringen. Eine solche Ausgangslage wäre unangemessen, weil in diesem Fall das 
Rechtsbewährungs- wie das Schutzbedürfnis erheblich herabgestuft sind, was letzten Endes  
auch die Rechtssicherheit beeinträchtigt, Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 100; s.a. Beulke : im Falle 
einer Schweigegelderpressung (Chantage) sind leichte bis mittelschwere 
Gegenwehrmaßnahmen durch Notwehr gerechtfertigt; bei eventueller Tötung des Erpressers 
ist hingegen die Gebotenheit der Notwehrhandlung zu verneinen, Wessels / Beulke / Satzger, 
AT, § 8 Rdnr. 348a. Im Rahmen der Problematik der Einschränkungen des Notwehrrechts 
werden auch weitere Fallgruppen unter dem Prüfungspunkt der Gebotenheit diskutiert: 
Widerstand gegen rechtswidrig vorgehende Hoheitsträger; Duldungspflicht gegenüber 
rechtskräftigen Fehlurteilen; Duldungspflicht gegenüber rechtswidrigen legislativen 
Regelungsakten; tödliche Notwehr bei nicht lebensbedrohlichen Angriffen; Art. 2 IIa EMRK 
– Einschränkungen für tödliche Sachwehr; Notwehrsituationen im Straßenverkehr; 
Ehrennotwehr; Subsidiarität bei präsenter staatlicher Hilfe; keine Notwehr gegen 
tatbestandslosen Schwangerschaftsabbruch (§ 218a I StGB); keine Notwehrhilfe mittels 
Folter, Kühl, AT, § 7 Rdnr. 265, m.w.N.  
106
 RGSt 66, 244 f.; 71, 133 f.; 72, 57 f.; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 226; s.a. 
Himmelreich, GA 1966, 129 (137). 
107
 BGHSt 24, 356; BGH NJW 1962, 308; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 226. 
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                   IV SCHUTZ VON EIGENTUM IM FALLE DES  
                                     BAGATELLANGRIFFS 
 
 
1. KRASSES MISSVERHÄLTNIS DER KOLLIDIERENDEN GÜTER 
    
 
Dem Recht des Betroffenen, bei rechtswidrigen Angriffen scharfe, ggf. sogar 
tödlich wirkende Abwehrmittel einsetzen zu dürfen, sind dort Grenzen zu 
ziehen, wo durch den Angriff lediglich ein geringfügiger Schaden droht.108 
Obwohl die nach § 32 II StGB erlaubte Verteidigung keine Güterabwägung 
voraussetzt, ist fast einhellig anerkannt, dass die Abwehrmaßnahmen, die im 
Vergleich zu den von ihnen zum Verteidigungszweck verursachten 
Rechtsgutverletzungen in einem krassen Missverhältnis zu den bewahrten 
Interessen stehen, nicht erlaubt sind.109  
 
Dem Wertverhältnis des angegriffenen und des durch die Abwehrhandlung 
betroffenen Rechtsguts kommt bei Notwehr an sich keine große Bedeutung 
zu, da sowohl das Selbstschutzinteresse als auch die Rechtsbewährung von 
einem solchen Wertverhältnis unberührt bleiben.110 Jedoch kann der 
Grundsatz des Selbstschutzinteresses in Zusammenhang mit der 
Angriffshandlung stark eingeschränkt werden, wenn es lediglich um eine 
Verteidigung der Interessen von geringfügigem Wert geht.111 In solchen 
Fällen erscheint auch die Reichweite des Rechtsbewährungsinteresses 
fraglich, da die Rechtsordnung eine scharfe Verteidigung zugunsten 
                                                 
108
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 230. 
109
 RGSt 23, 116 f.; BGH NJW 1956, 920. BGH NStZ 1981, 22 f.; OLG Braunschweig MDR 
1947, 205 f.; BayObLGSt 54, 59 (65); OLG Karlsruhe NJW 1986, 1358 (1360); LK-Rönnau / 
Hohn, § 32 Rdnr. 230; s.a. Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 348; Krey, JZ 
1979, 702; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 50; SK-Günther, § 32 Rdnr. 110; NK-
Herzog, § 32 Rdnr. 107; Roxin, ZStW 1981, 68 (94). Nach Frister lasse sich das Kriterium 
des krassen Missverhältnisses nicht aus dem Grundgedanken der Notwehr ableiten, ist aber 
mit diesem Grundgedanken vereinbar, GA 1988, 291 (313); s.a. Baumann / Weber / Mitsch, 
AT, § 17 Rdnr. 36; Schmidhäuser, GA 1991, 97 (135 f.). 
110
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 347 f.        
111
 A.a.O, S. 348.                                   
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geringwertiger Rechtsgüter oder gegen unerhebliche Angriffe um den Preis 
einer erheblichen Beeinträchtigung des Angreifers nicht dulden kann.112  
 
Es bleibt allerdings die Frage offen, nach welchen Maßstäben die 
unerheblichen Rechtsgutseinbußen festgelegt werden sollen.113 Eine klare 
Abgrenzung wird schon dadurch erschwert, dass man zur Bezeichnung dieser 
Fallgruppe von unterschiedlichen Begriffen Gebrauch macht, die aber oft 
nicht unbedingt unter einen gemeinsamen Nenner gebracht werden können.114 
 
Wenn die geschützten Rechtsgüter durch einen Angriff so unerheblich 
beeinträchtigt werden, dass das störende Verhalten nur noch als sozialübliche 
Belästigung einstufbar ist (bspw. das Anrempeln in einer Menschenmenge, 
das sehr laute Telefonieren mit einem Handy in der U-Bahn oder das 
Anleuchten mit einer Taschenlampe), scheidet in der Regel bereits die 
Notwehrlage aus.115 In solchen Fällen handelt es sich eher um alltägliche 
Belästigungen, die zwar unannehmlich, gleichzeitig aber aufgrund ihrer 
flüchtigen Natur und einer nur unerheblichen Rechtsgutbeeinträchtigung 
hinnehmbar sind.116 Von daher lässt sich über eine Notwehreinschränkung erst 
dann diskutieren, wenn die Grenze der hinnehmbaren alltäglichen 
Belästigungen überschritten ist.117  
                                                 
112
 Ebda. 
113
 Nach Kühl sei bereits der Überschrift „das krasse Mißverhältnis, unerheblicher Angriff und 
Unfugabwehr“ zu entnehmen, dass es bei der Benennung dieser Fallgruppe Schwierigkeiten 
gibt, Kühl, AT, § 7 Rdnr. 171. 
114
 Neben dem bereits genannten Begriff des „krassen Mißverhältnisses“, finden sich auch 
weitere Modalitäten wie „unerheblicher Angriff“ (Roxin, ZStW 1981, 68 (94)), 
„Bagatellangriff“ (Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 343) und „Unfugabwehr“ (Kühl, 
AT, § 7 Rdnr. 187, m.w.N; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 49 ). Den genannten 
Formulierungen ist gemeinsam, dass die Notwehrbefugnisse ausfallen, wenn die dem 
Angegriffenen drohenden Rechtsgutbeeinträchtigungen eine bestimmte 
Erheblichkeitsschwelle nicht überschreiten, LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 230, m.w.N. 
115
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 231; vgl. auch SK-Günther, § 32 Rdnr. 110 m.w.N. 
(Abwehr von Unfug und Bagatellen); Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 85. Eine Grenze zwischen den 
Fällen des krassen Missverhältnisses der beteiligten Güter und der Unfugabwehr zieht 
Jeschek. Seiner Meinung nach verbleibt bei der Unfugabwehr der gesamte Vorgang im 
untersten Bagatellbereich, sodass man schon das Vorliegen eines Angriffs zu verneinen hat, 
Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts,  S. 348. 
116
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 231. 
117
 Ebda. 
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Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass sich das Notwehrrecht nicht auf 
die Abwehr von Unfug und Bagatellen erstreckt.118 Es dürfen keine 
lebensgefährlichen Abwehrmaßnahmen erlaubt sein, deren Zweck lediglich 
der Schutz von Rechtsgütern von geringfügigem Wert sein soll.119 In solchen 
Konstellationen erreicht die erforderliche Verteidigung ihre Grenzen dort, wo 
die Abwehrmaßnahme die Lebensgefahr oder die Gefahr einer erheblichen 
Gesundheitsschädigung des Angreifers in Kauf nimmt.120 Eine solche 
Abwehr, die in einem krassen Mißverhältnis zum drohenden Schaden steht, ist 
mißbräuchlich und selbst dann unzulässig, wenn die lebensgefährdende 
Abwehrmaßnahme zugleich das einzig mögliche Abwehrmittel darstellt, um 
das bedrohte Rechtsgut zu schützen.121 Daher steht in Fällen des krassen 
Missverhältnisses das Verbot des Rechtsmissbrauchs im Vordergrund.122 Da 
bei dieser Fallgruppe das Rechtsbewährungsinteresse stark reduziert ist, 
unterliegt das Notwehrrecht gewissen Einschränkungen.123 
 
Bei den sog. Ehrangriffen kommt nur eine maßvolle Verteidigung in 
Betracht.124 So wird die Verteidigung bei einer Verletzung des 
höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen im Regelfall auf die 
Wegnahme des unbefugt hergestellten Films und die ggf. erforderliche leichte 
Nötigungen beschränkt sein.125 Wenn ein Fußgänger sich auf der Fahrbahn 
querstellt, was anschließend zum Erliegen des Straßenverkehrs führt, darf ein 
PKW–Führer den störenden Fußgänger angesichts der dabei in Kauf zu 
                                                 
118
 Statt aller SK-Günther, § 32 Rdnr. 110.  
119
 Beulke, Klausurenkurs I, Rdnr. 235. 
120
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 110. 
121
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 343. Beulke warnt an dieser Stelle zu Recht 
davor, dass die Gebotenheitsprüfung nicht zu verwechseln ist mit einer generellen 
Verhältnismäßigkeitsprüfung, die bei § 32 StGB nicht durchgeführt wird, ebda. 
122
 Vgl. Kindhäuser, AT, § 16 Rdnr. 42; Kühl, AT, § 7 Rdnr. 178. 
123
 Diese Minderung des Rechtsbewährungsinteresses kommt insbesondere bei den 
Bagatellsachen (§ 153 StPO), den Privatklagedelikten (§§ 376, 383 II StPO) und bei  
Ordnungswidrigkeiten (§ 47 OWiG) im Rahmen des Opportunitätsprinzips zur Geltung,  
Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 83. 
124
 BayObLG NJW 1985, 2600; SK-Günther, § 32 Rdnr. 110. 
125
 OLG Düsseldorf NStZ 1994, 343; SK-Günther, § 32 Rdnr. 110. 
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nehmenden erheblichen Lebens- und Leibesgefahr mit seinem Fahrzeug nicht 
einfach beiseiteschieben.126 
 
Bei der Frage, ob zu dieser Fallgruppe auch geringfügige 
Eigentumsverletzungen i.S.d. § 248a StGB (Diebstahl und Unterschlagung 
geringwertiger Sachen) zählen, gehen die Meinungen auseinander. Günther 
bejaht dies.127 Nach einer anderen Ansicht, die vor allem von Spendel128 
vertreten wird, ist die strenge Fassung des Verbots einer nicht mehr 
vertretbaren Unverhältnismäßigkeit in seltenen Extremfällen erforderlich, um 
eine unerwünschte Herabstufung des Notwehrrechts zu vermeiden. Nach 
Krey129 darf ein Dieb zum Schutze von 60 DM auch ultima ratio nicht 
erschossen werden. Roxin130 wiederum unterstreicht, dass die Pflicht zur 
sozialen Rücksichtnahme die gesamte Kleinkriminalität erfasst, wobei auch 
die Besonderheiten eines jeden Einzelfalls zu berücksichtigen sind. Nach 
Roxin131 soll nicht ausschließlich auf die Geringfügigkeit des Schadens 
abgestellt werden, was übrigens auch ein Vergleich mit § 153 I StPO zeigt. 
Die Rechtsprechung stellt bei der Feststellung von Geringwertigkeit 
grundsätzlich auf den objektiven Wert der Sache ab.132  
 
Die Auffassung Roxins überzeugt. Es kann nicht allein auf den objektiven 
Verkehrswert des angegriffenen Sachgutes ankommen. Vielmehr muss in 
jedem Einzelfall ermittelt werden, ob ein Angriff auf Sachgüter vorliegt, der 
                                                 
126
 OLG Hamm NJW 1977, 590; SK-Günther, § 32 Rdnr. 110. 
127
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 110. 
128
 Nach Spendel ist der Verlust einer geringwertigen Sache für den Armen genauso fühlbar 
wie für den Reichen die Einbuße eines wertvollen Gegenstandes. Spendel nennt dazu ein 
interessantes Beispiel aus den Krisenzeiten, als selbst ein Korb Obst oder ein Sack Kartoffeln 
ein für den Angreifer und Verteidiger gleich wertvolle Objekte waren, und stellt diesbezüglich 
folgende Frage: wo soll überhaupt die Grenze zwischen dem noch verteidigungsfähigen 
wertvolleren und dem nicht mehr verteidigungswürdigen geringerwertigen Rechtsgut gezogen 
werden?, LK-Spendel, § 32 Rdnr. 319. 
129
 Krey ist der Meinung, dass der  Standpunkt Spendels dem überragenden Wert des 
Menschenlebens nicht gerecht sein kann, Krey, JZ 1979, 702 (713). 
130
 Roxin, ZStW 1981, 68 (95).  
131
 Ebda. 
132
 RGSt 46, 408; 48, 52; BGHSt 5, 263; BGHSt 6, 41. 
24 
 
sowohl aus Sicht des Betroffenen als auch unter dem Gesichtspunkt der 
Rechtsordnung erheblich erscheint.133  
 
Die Verteidigung eines Bierglases134 oder der Kirschen am Baum135, die durch 
einen gezielten Schuß auf den Körper des Angreifers erfolgt, ist als krass 
unverhältnismäßig einzustufen.136 Ein gegenwärtiger rechtswidriger Angriff 
auf das Eigentum eines anderen ist in solchen Fällen zweifellos gegeben.137 
Ebenso sind Konstellationen vorstellbar, in denen sich die Erforderlichkeit 
eines gezielten Schusses ggf. als einzige Abwehrmaßnahme gegen den 
rechtswidrigen Angriff bejahen lässt.138 Bei solchen Bagatellangriffen ist eine 
so drastische Abwehrmaßnahme jedoch weder mit dem Schutzprinzip noch 
mit dem Rechtsbewährungsprinzip der Notwehr zu vereinbaren.139 Diese 
Prinzipien stellen wie dargelegt die Grundpfeiler des Notwehrrechts dar.140 
Die in § 32 StGB vorgesehene Verteidigung führt in Fällen der 
Bagatellangriffe nicht zur Bewährung der Rechtsordnung, sondern stellt eher 
das Gegenteil davon dar.141 Kühl142 spricht diesbezüglich von einer Art 
Pervertierung der Rechtsordnung durch eine maßlose Verteidigung. 
 
Grundsätzlich besteht Einigung darüber, dass das Notwehrrecht in Fällen des 
krassen Missverhältnisses nicht in vollem Umfang gewährt wird.143 Denn die 
Einschränkung der Verteidigungsintensität bei einem krassen Missverhältnis 
der kollidierenden Güter stellt schließlich eine Ausprägung des 
                                                 
133
 Vgl. Krey, JZ 1979, 702 (713). 
134
 RGSt 23, 116. 
135
 RGSt 55, 82. 
136
 Beispiele bei SK-Günther, § 32 Rdnr. 110. 
137
 Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 343. 
138
 Ebda. 
139
 Ebda; s.a. Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 56, 73 ff. 
140
 S. Kap. II, Abschn.1. 
141
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 178; s.a. Geilen, Jura 1981, 370 (374); Krey, JZ 1979, 702 (714); 
Schumann, JuS 1979, 559 (565). 
142
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 178; s.a. Krey, JZ 1979, 702 (714). 
143
 Vgl. Beulke, Jura 1988, 641 (645); Frister, GA 1988, 291 (313); Roxin, ZStW 1981, 68 
(94); Seelmann, ZStW 1977, 36 (38 f.); a.A. Mitsch, der eine Notwehreinschränkung mit der 
Begründung ablehnt, dass sie zum Schutz des Angreifers nicht erforderlich sei, solange dieser 
noch den Angriff abbrechen kann, Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 Rdnr. 36. 
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Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, des Gebots zur Mindest–Solidarität144 und 
des Prinzips des wesentlich überwiegenden Interesses für die Gebotenheit der 
Notwehr dar.145  
 
Die gravierendste Rechtsfolge bei der Fallgruppe des krassen 
Missverhältnisses der kollidierenden Güter besteht darin, dass eine scharfe 
Notwehr hier ausscheidet und dass die mit dem Bagatellangriff verbundene 
Beeinträchtigung des Rechtsgutes hingenommen werden muss.146 Wenn der 
Angriff aber mit weniger gefährlichen bzw. milderen Abwehrmaßnahmen 
abgewehrt werden kann, so bleiben diese legitim.147 Dabei ist nicht von einem 
abstrakten Gütervergleich auszugehen, sondern es hat vielmehr eine 
Gesamtabwägung in jedem Einzelfall zu erfolgen.148 
 
Gemäß der Pflicht zur Rücksichtnahme bei besonderen Eigenschaften des 
Angreifers ist bei den von Kindern vorgenommenen Bagatellangriffen ein 
höherer Toleranzgrad zumutbar und ein höherer Sachschaden hinzunehmen 
als bei den erwachsenen Angreifern.149 So ist es angemessen, die Kinder vom 
Obstbaum mit einem Wasserstrahl aus dem Gartenschlauch zu verjagen oder 
wiederholte Provokationen im Falle eines gegenwärtigen Angriffs gegen die 
Ehre durch eine leichte Ohrfeige zu beenden.150 Entsprechend schonende 
Abwehrmaßnahmen sind auch bei den Bagatellangriffen anderer schuldlos 
Handelnder zu ergreifen, solange kein ernst zu nehmendes Verletzungsrisiko 
                                                 
144
 „Sowenig der Angreifer Solidarität mit dem Angegriffenen übt, hat er umgekehrt 
Anspruch auf dessen Solidarität“, SK-Günther, § 32 Rdnr. 107; Jakobs, AT, Abschn. 12, 
Rdnr. 46; s.a. Kratzsch, JuS 1975, 435 (440). 
145
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 111; s.a. Beulke, Jura 1988, 641 (645); Frister, GA 1988, 291 
(313); Roxin, ZStW 1981, 68 (94). 
146
 Schünemann, GA 1985, 341 (369). 
147
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 84; diesbezüglich findet sich ein schöner Gedanke bei Krey: 
“niemand sollte sich anmaßen, den rechtstreuen Bürger vor die Alternative zu stellen: 
entweder du lässt den Angreifer triumphieren, oder du machst dich strafbar“, Krey, JZ 1979, 
702 (712). 
148
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 183; s.a. Geilen, Jura 1981, 370 (376 f.). 
149
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 187. Mehr dazu im Kapitel VI. 
150
 BayObLG NJW 1991, 2031; MK-Erb, § 32 Rdnr. 187; s.a. Krey, AT I, Rdnr. 521; Mitsch, 
JuS 1992, 289 (291 f.).                                                                                                          
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droht.151 Ein wichtiges Kriterium für die Intensität der Verteidigung soll 
hierbei wiederum der Schuldgrad sein. So wird man gegenüber einem 
Betrunkenen, der sich schuldhaft in diesen Zustand versetzt hat und den 
deshalb ein Vorverschulden trifft, weniger Rücksicht nehmen müssen als 
gegenüber einem Kind, das völlig ohne Schuld handelt.152 
 
              2. TÖTUNG ZUR VERTEIDIGUNG VON SACHGÜTERN  
 
Es ist umstritten, ob die lebensgefährlichen Abwehrmaßnahmen zum Schutz 
von Sachgütern auch oberhalb der Bagatellgrenze des § 248a StGB als krass 
unverhältnismäßig einzustufen und wegen Ermangelung der Gebotenheit 
i.S.d. § 32 I StGB nicht erlaubt sind. Als Standardbeispiel kann ein gezielter 
Schuss auf den fliehenden Dieb genommen werden, der samt der 
weggenommenen Sache zu entkommen versucht.153 Wenn man hierbei allein 
von einem abstrakten Gütervergleich zwischen Leben und Sacheigentum 
ausgehen würde, so müsste man das Leben eines Menschen jeglichem 
Sachgut vorziehen.154 Auch wenn die Eigentumsgarantie verfassungsrechtlich 
garantiert wird (Art. 14 I GG), kann der Schutz von Eigentum nicht um den 
Preis eines Menschenlebens erfolgen.155 Bereits Art. 2 II GG (körperliche 
Unversehrtheit) und der im Bereich der Grundrechte geltende 
verfassungsrechtliche Grundsatz der Verhältnismäßigkeit schließen eine 
vorsätzliche Tötung bei der Verteidigung von Sachwerten aus.156 
 
Ein Teil der Literatur geht davon aus, dass bei Angriffen, die sich nur gegen 
das Sacheigentum richten, Abwehrmaßnahmen, die eine tödliche Folge in 
Kauf nehmen, nicht geboten seien. So weist Bernsmann157 auf die mittelbar 
                                                 
151
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 187.  
152
 A.a.O, Rdnr. 188. 
153
 LG München, JZ 1988, 565; SK-Günther, § 32 Rdnr. 112. 
154
 Ebda; s.a. Schmidhäuser, GA 1991, 97 (104 ff.). 
155
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 112. 
156
 Günther: „gleiches trifft für das Festnahmerecht zu (§ 127 II StPO)“, SK, § 32 Rdnr. 112. 
157
 Ein Notwehrrecht zu töten könne es nur geben „wenn der Angreifer entweder das Leben 
des Angegriffenen attackiert oder die Folgen des Angriffs zu einer dauernden 
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drittwirkende Auswirkung des Art. 2 II GG hin, leitet hieraus das Verbot 
lebensgefährlicher Verteidigung gegen nicht lebensbedrohende oder 
zumindest zu keiner dauernden Lebensentwertung führende Angriffe ab, und 
plädiert darüber hinaus für eine Ausdehnung des § 33 StGB auf die sog. 
sthenischen Affekte (z.B. Wut, Zorn oder Kampfeslust). Frister158 beruft sich 
auf Art. 2 II EMRK und betont, dass eine vorsätzliche Tötung zur Abwehr 
von Angriffen, die nicht mit Gewalt gegen eine Person verbunden sind, 
verboten sei. 
 
Die Rechtsprechung159 und die h.L.160 lassen jedoch lebensgefährliche 
Abwehrmaßnahmen auch zum Schutze von Sacheigentum nur als ultima ratio 
zu. Die dabei gelegentlich vertretene Einschränkung, der Angriff müsse über § 
248a StGB hinaus von besonders starker Intensität sein, d.h. für den 
Betroffenen erhebliche Sachwerte gefährden161, erscheint problematisch, denn 
dies würde zu einer spürbaren Materialisierung der Notwehr führen.162 Es 
stellt sich dabei allerdings die Frage der für die Notwehrausübung nötigen 
Wertgrenze. Das Spektrum der dazu in Rechtsprechung und Literatur 
vertretenen Auffassungen ist breit. Grundsätzlich ist die Missbrauchsgrenze 
der Verteidigung von Sachwerten erreicht, wenn lebensbedrohliche 
Abwehrmaßnahmen ergriffen oder schwere Körperverletzungen des 
Angreifers in Kauf genommen werden, um den Schutz von Sachen zu sichern, 
die lediglich von geringfügigem Wert sind.163 Als Anhaltspunkte für die 
Ermittlung des konkreten Sachwertes sollen dabei sowohl der Verkehrswert 
                                                                                                                               
Lebensentwertung führen würden“, Bernsmann, ZStW 1992, 290 (308, 326 f.); s. SK-
Günther, § 32 Rdnr. 113.                                                                                                                      
158
 Frister, GA 1985, 553 (564). Die Befugnis auf das eigene Leben zu verzichten, stehe dem 
Angreifer nicht zu, Frister, GA 1988, 291 (313); s. SK-Günther, § 32 Rdnr. 113. 
159
 RGSt 55, 82 (85 f.); BGH StV 1982, 219; LG München, JZ 1988, 565. 
160
 Vgl. Krey, JZ 1979, 702 (712).; Schaffstein, MDR 1952, 132 (134); Wessels / Beulke / 
Satzger, AT, § 8 Rdnr. 340. 
161
 Vgl. Krey, JZ 1979, 702 (713); Roxin, ZStW 1981, 68 (95). Hier wäre der Ausdruck „nicht 
nur geringfügige Sachwerte“ etwas passender. 
162
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 114. 
163
 Beulke, Klausurenkurs I, Rdnr. 234. 
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der Sache als auch die persönlichen Verhältnisse des Betroffenen 
berücksichtigt werden.164 
 
Der h.M. ist zuzustimmen. Ultima ratio ist dem Betroffenen eine mit 
bedingtem Tötungsvorsatz ausgeübte Notwehr auch bei Angriffen auf 
Sachgüter einzuräumen, die nicht von geringfügigem Wert sind.165 Die 
Zulässigkeit einer solchen ultima ratio-Verteidigung von Sachwerten ergibt 
sich bereits aus dem Wortlaut des § 32 StGB.166  
 
Obgleich dem Betroffenen oft auch mildere Abwehrmaßnahmen zur 
Verfügung stehen (bspw. fremde Hilfe zu holen), scheiden diese aus, wenn 
der Dieb mit der weggenommenen Beute flüchtet.167 Die Verletzung des 
angegriffenen Rechtsguts ist jenseits des § 248a StGB weder bagatellarisch 
noch vorübergehend.168 Hat die von dem Angreifer weggenommene Sache für 
den Eigentümer einen mehr als nur geringfügigen Wert, so kann er 
grundsätzlich von seinem Notwehrrecht Gebrauch machen.169 Wenn es sich 
nicht vermeiden lässt, darf der Betroffene unter Beachtung der von der Rspr. 
für den lebensgefährlichen Einsatz von Schusswaffen entwickelten vier-
Stufen-Verteidigung (Androhung, Warnschuss, Beinschuss und schließlich 
der lebensgefährliche Schuss170) den flüchtenden Dieb notfalls auch 
erschießen.171 
 
Erb172 ist dagegen der Meinung, dass die Abgabe von Schüssen auf den 
flüchtenden Dieb unabhängig vom Wert der Beute grundsätzlich als krasses 
                                                 
164
 Ebda.                                                                                                                
165
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 115. 
166
 Vgl. Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 340. 
167
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 115. 
168
 Ebda. 
169
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 234; s.a. Krey, JZ 1979, 702 (712 f.); Perron in: Schönke / 
Schröder, § 32 Rdnr. 50.   
170
 Vgl. BGH NStZ 1987, 172; 1996, 29; 2001, 530; BGHSt 26, 256; BGH NStZ RR 2011, 
238.                                                                                          
171
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 234. 
172
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 192; s.a. Lange, JZ 1976, 546 (548).  
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Missverhältnis einzustufen sei und schließt kategorisch die 
Abwehrmaßnahmen aus, bei denen von einem sicheren Tod des Flüchtenden 
auszugehen ist. Roxin173 bezeichnet die Befugnis zur absichtlichen Tötung in 
diesem Fall als „nicht bestehend“.  
 
Diese Ansichten überzeugen nicht. Würde man dem Betroffenen die einzig 
mögliche Abwehrmaßnahme zum Schutz von Sachgütern verwehren, würde 
dies zur Aufhebung seines Notwehrrechts führen.174 Dies würde schließlich 
bedeuten, dass der Angegriffene sich dem Angreifer unterordnen müsste, was 
vor allem der Gebotenheit als einem der Grundprinzipien des Notwehrrechts 
nicht gerecht werden kann.175 Die Rechtsordnung zwingt den Angreifer und 
nicht den Angegriffenen, von dem Angriff abzulassen.176 Sie zwingt also im 
oben genannten Fall den flüchtenden Dieb dazu, den rechtswidrigen Angriff 
abzubrechen, d.h. die weggenommene fremde Sache zurückzulassen und 
damit evtl. einer eigenen schweren Körperverletzung oder sogar Tötung 
vorzubeugen.177 Das Risiko eines tödlichen Schusses hat nicht der 
Verteidiger, der die Konfliktsituation und damit auch den 
Schusswaffeneinsatz nicht auslöst, sondern vielmehr der Angreifer zu 
tragen.178 Dies hängt auch damit zusammen, dass dem vollendeten Diebstahl 
noch die sog. materielle Beendigungsphase der Tat folgt, in der die 
Eigentumsverletzung trotz bereits vollendeter Wegnahme der Sache zusätzlich 
an Intensität gewinnt.179  
 
                                                 
173
 Roxin beruft sich dabei auf  die rechtspolitische Legitimität, die grundlegenden 
Wertentscheidungen des deutschen Rechts und schließlich auf den Art. 102 GG „Danach 
kann, wie die Abschaffung der Todesstrafe erkennen lässt, die absichtliche Tötung von 
Menschen durch nichts als die Notwendigkeit gerechtfertigt werden, ein unmittelbar 
bedrohtes Menschenleben zu retten“, Roxin, ZStW 1981, 68 (100). 
174
 RGSt 55, 85; SK-Günther, § 32 Rdnr. 115. 
175
 SK-Günther, § 32 Rdnr. 115.  
176
 Ebda; s.a. Beulke, Jura 1988, 641 (647).  
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 SK-Günther, § 32 Rdnr. 115. 
178
 Beulke, Klausurenkurs I, Rdnr. 230.                                                                     
179
 Mehr dazu LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 234. 
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Konsequent wären die Kritiker der sich aus § 32 StGB ergebenden Befugnis, 
auf flüchtende Diebe notfalls auch schießen zu dürfen, nur dann, wenn sie 
bereits das Fortdauern der Rechtsgutverletzung und damit die 
Gegenwärtigkeit des Angriffs ablehnen würden.180 Man verfängt sich in 
Widersprüchen, wenn man zunächst bei der Prüfung der Gegenwärtigkeit des 
Angriffs einen weiten Maßstab anlegt, und denjenigen, der bereits einen neuen 
Gewahrsam an der Sache begründet hat, als Angreifer betrachtet, um 
anschließend bei der Prüfung der Gebotenheit feststellen zu müssen, dass auf 
flüchtende Diebe nicht geschossen werden darf.181 Das verfassungsrechtlich 
geschützte Eigentum darf nicht als ein Rechtsgut minderer Qualität behandelt 
werden.182 
 
Die Autoren, die eine notfalls tödliche Notwehr bei Angriffen auf Sachgüter 
als unerlaubt betrachten, versuchen ihre Ansichten über die Auslegung des 
Art. 2 II EMRK183, des Art. 2 II GG184, des Art. 102 GG185 oder durch eine 
Art rechtspolitische Legitimität186 zu begründen. Dabei übersieht man eine 
einfache Tatsache, dass § 32 StGB keine Abwägung zwischen dem bedrohten 
und dem beeinträchtigten Rechtsgut verlangt, wie vergleichsweise § 34 StGB.  
 
             3. DIE NOTWEHREINSCHRÄNKUNG AUS Art. 2 EMRK 
 
 
Art. 2 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (EMRK), die in Deutschland im Rang eines einfaches 
Bundesgesetzes gilt187, enthält eine Einschränkung der Notwehr bei Angriffen 
                                                 
180
 Ebda. Ausf. zur Vollendung und Beendigung bei § 242 StGB, Gössel, ZStW 1973, 591 
(644 ff,); s.a. Kühl, JuS 2002, 729 (731). 
181
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 234. 
182
 Ebda. 
183
 S. Fn. 158. 
184
 S. Fn. 157. 
185
 Roxin, ZStW 1981, 68 (100).                                                                              
186
 Ebda.                                                                                      
187
 So die ganz herrschende Meinung. 
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auf Sachgüter. Gemäß Art. 2 I EMRK188 ist die absichtliche Tötung eines 
Menschen zum Schutz von Sachwerten unzulässig. Art. 2 II EMRK sieht 
ausdrücklich folgende Ausnahmen vom Tötungsverbot vor:  
 
a) die Verteidigung eines Menschen gegen rechtswidrige Gewalt,  
b) die Durchführung einer rechtmäßigen Festnahme und die 
Fluchtverhinderung bei einer rechtmäßigen Freiheitsentziehung, und  
c) die rechtmäßige Niederschlagung von Aufruhren oder Aufständen.  
 
Art. 2 EMRK ist zu entnehmen, dass eine vorsätzliche Tötung durch den in 
Notwehr Handelnden nur dann erlaubt ist, wenn sie zum Zwecke der 
Verteidigung von Leib, Leben oder Freiheit eines Menschen gegen 
rechtswidrige Gewalt erfolgt.189 Somit wäre eine in Notwehr begangene 
Tötung eines mit der Beute fliehenden Diebes unzulässig.190 Nichts anders 
sollte auch für die massivsten Angriffe gegen fremde Sachgüter gelten.191 
 
Nach Grabenwarter192 entfalte Art. 2 IIa EMRK Drittwirkung und soll 
dementsprechend auch für die gesetzliche Regelung der Notwehr von privaten 
Personen maßgeblich sein. Der Gesetzgeber sei dieser Ansicht zufolge in der 
Pflicht, Notwehrregelungen zu erlassen, die diesem Ausnahmetatbestand 
entsprechen würden193. 
 
                                                 
188
 „Das Recht jedes Menschen auf Leben wird gesetzlich geschützt. Niemand darf absichtlich 
getötet werden, außer durch Vollstreckung eines Todesurteils, das ein Gericht wegen eines 
Verbrechens verhängt hat, für das die Todesstrafe gesetzlich vorgesehen ist.“; dazu Kühl,  
ZStW 1988, 406 (408 ff.); LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 235.  
189
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 349. 
190
 Ebda; s.a. Woesner, NJW 1961, 1381. 
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 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 86. 
192
 Grabenwarter, EMRK, § 20 Rdnr. 13, m.w.N. 
193
 Ebda; s.a. Frowein /Peukert, EMRK-Kommentar, S. 36 f. 
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Überwiegend wird hingegen davon ausgegangen, dass Art. 2 EMRK keine 
Auswirkungen auf das Notwehrrecht des Bürgers hat.194 Die h.M. vertritt den 
Standpunkt, dass die Einschränkungen des Art. 2 EMRK keine Anwendung 
auf die Bürger-Bürger-Verhältnisse finden.195 Es wird anhand der 
Entstehungsgeschichte sowie durch die grammatikalische und teleologische 
Auslegung des Art. 2 EMRK argumentiert, dass die EMRK ausschließlich das 
Staat-Bürger-Verhältnis regelt und keine Drittwirkung entfaltet.196 Obwohl 
der Staat gem. Art. 2 IIa EMRK als Nothelfer agiert, ändert dies nichts daran, 
dass eine absichtliche Tötung des Angreifers zum Schutz von Sachwerten 
unzulässig bleibt.197 
 
Weniger überzeugend erscheinen die Versuche eines Teils der Literatur, unter 
Art. 2 IIa EMRK auch die Abwehr von Angriffen auf Sachgüter zu 
subsumieren.198 Zwar ist Art. 2 EMRK entgegenzuhalten, dass es nur schwer 
erklärbar ist, dass eine Tötung zur Durchsetzung der rechtmäßigen Festnahme 
eines Diebes zulässig ist, die Verhinderung des von demselben Täter 
begangenen Diebstahls dagegen nicht.199 Die Flucht eines Diebes kann 
dennoch mit der Gewaltanwendung gegen Menschen qualitativ nicht 
gleichgestellt werden.200 
 
Etwas plausibler erscheint die Ansicht, die im Rahmen des Art 2 II EMRK für 
eine Beschränkung auf absichtliche Tötungen plädiert.201 Dem ist 
entgegenzuhalten, dass zur Verteidigung von Sachgütern auch eine Tötung 
mit dolus eventualis vorstellbar ist, wenn man den Dieb durch Verwundung 
                                                 
194
 BayVerfGH NJW 1961, 1619; Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 349 f.; 
Krey, JZ 1979, 702 (708); LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 235; Wessels / Beulke / Satzger, 
AT, § 8 Rdnr. 343a. 
195
 Statt aller Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 349. 
196
 Vgl. a.a.O, S. 350; Krey, JZ 1979, 702 (708); LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 237; a.A. 
Frister, GA 1985, 553; s.a. Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 62. 
197
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 350. 
198
 Lenckner, GA 1968, 1 (5 f.). 
199
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 236.                                                                                                                                                            
200
 Vgl. MK-Erb, § 32 Rdnr. 14; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 236. 
201
 Vgl. NK-Herzog, § 32 Rdnr. 98; Lange, JZ 1976, 546 (548); Zieschang, GA 2006,  
415 (419); s. LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 236. 
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fluchtunfähig zu machen versucht und dabei eine eventuelle Tötung des 
Diebes in Kauf nimmt.202 Anderenfalls würde die Einschränkung des Art. 2 
EMRK wenig Sinn machen, weil die Vorschrift sonst nur einen ganz geringen 
Teil vorsätzlicher Tötungen zum Verteidigungszwecke erfassen würde.203 
Eine schneidende Reduzierung des Anwendungsbereichs des Art. 2 EMRK 
würde schließlich zum Verlust der ihm ursprünglich zugedachten 
einschränkenden Funktion führen.204  
 
Die Verneinung lebensgefährdender Abwehrmaßnahmen bei gravierenden 
Angriffen auf Sachwerte ist mit den Grundpositionen des deutschen 
Notwehrrechts nicht zu vereinbaren.205 Andernfalls könnte die 
Diebstahlkriminalität sogar gefördert werden, wenn die potentiellen Diebe 
wüssten, dass sie bei der Begehung eines Diebstahls ihr Leben keiner 
tödlichen Gefahr aussetzen würden.206  
 
Abschließend soll unterstrichen werden, dass aus der EMRK keine 
Einschränkungen ableitbar sind, die über die sozialethischen Schranken des 
Notwehrrechts hinausgehen. Art. 2 EMRK bezieht sich nur auf Übergriffe des 
Staates gegen die Bürger und findet in Verhältnissen zwischen den Bürgern 
untereinander keine Anwendung.207 
 
 
 
 
 
 
                                                 
202
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 88. 
203
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 236. 
204
 Vgl. ebda; MK-Erb, § 32 Rdnr. 15. 
205
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 87. 
206
 Ebda. 
207
 So die h.M: MK-Erb, § 32 Rdnr. 16; Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 349; 
Krey, JZ 1979, 702 (708); LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 237; Wessels / Beulke / Satzger, 
AT, § 8 Rdnr. 343a.                                                                                                       
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                      V. EINSCHRÄNKUNGEN DER NOTWEHR AUS 
                         VERFASSUNGSRECHTLICHEN GRÜNDEN 
 
 
Die Einschränkungen des Notwehrrechts sind verfassungsrechtlich nicht 
unumstritten. So halten einige Autoren die sozialethischen Einschränkungen 
der Notwehr sogar für verfassungswidrig. Ihrer Meinung nach wird bei der 
Annahme sozialethischer Einschränkungen der Notwehr die Strafbarkeit des 
Angegriffenen entgegen dem Wortlaut des § 32 StGB ungerechtfertigt 
ausgedehnt, was ferner einen Verstoß gegen Art. 103 II GG darstellen soll.208 
 
Art. 103 II GG umfasst die klassischen rechtsstaatlichen Prinzipien der 
Strafbarkeit: das Rückwirkungsverbot (nulla poena sine lege praevia), das 
Gebot formell–gesetzlicher Begründung der Strafbarkeit (nulla poena sine 
lege scripta), das Bestimmtheitsgebot (nulla poena sine lege certa) und das 
Analogieverbot (nulla poena sine lege stricta).209 Diese Prinzipien werden in 
ihrer Ganzheit als Gesetzlichkeitsprinzip bezeichnet.210                      
 
In seiner Analyse des Notwehrrechts bei tätlichen Auseinandersetzungen 
zwischen Ehegatten kommt Engels211 zur Schlussfolgerung, dass die 
Erforderlichkeit nicht im Wortsinn von „erforderlich“ in § 32 II StGB 
enthalten sei. Eine derart begriffene Erforderlichkeit würde den Rahmen der 
zulässigen Auslegung sprengen, da Art. 103 II GG auch für 
Rechtfertigungsgründe gelte, und das Verbot enthalte, deren 
Anwendungsbereich teleologisch einzuschränken.212 Eine solche partielle 
Aufhebung des Notwehrrechts könne weder über eine Ergänzung des § 32 II 
StGB noch unter Berufung auf Rechtsmissbrauch erreicht werden, denn die 
                                                 
208
 Vgl. Engels, GA 1982, 109 (119 ff.); Erb, ZStW 1996, 266 ff.; Koch, ZStW 1992, 785 ff.; 
Kratzsch, GA 1971, 65 ff.; s. Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 56. 
209
 Mangoldt / Klein / Starck, GG-Nolte, Art. 103 II Rdnr. 96. 
210
 BVerfGE 109, 133 (171); 14, 174 (185); Mangoldt / Klein / Starck, GG-Nolte, Art. 103 II 
Rdnr. 96.  
211
 Engels, GA 1982, 109 (124).  
212
 Ebda.                                                                       
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Einschränkungen des § 32 II StGB, die nicht nach gesetzlichen Maßstäben 
erfolgten, gem. Art. 103 II GG ausscheiden würden.213  
 
In seinem Beitrag über die Rolle der Rechtfertigungsgründe im Lichte des Art. 
103 II GG kritisiert Erb214 jede wortlautwidrige Einschränkung eines 
gesetzlich formulierten Rechtfertigungsgrundes und stellt diese einer 
Begründung der Strafbarkeit gleich, die nicht auf einem gesetzlichen 
Tatbestand beruht. Koch215 schließt ebenso die Einschränkungen der Notwehr 
ohne gesetzliche Grundlage aus und unterstreicht dabei die Bedeutung der 
Rechtssicherheit. 
 
Da das Gesetzlichkeitsprinzip den verfassungsrechtlichen Rang genießt, muss 
jegliche Relativierung dieses Prinzips entsprechend begründet sein.216 
Einerseits kann der Ausschluss des Notwehrrechts wegen Nichtbeachtung der 
sozialethischen Einschränkungen zur Strafbarkeit einer in Notwehr 
handelnden Person führen; zum anderen wird durch die auferlegten 
Duldungspflichten in die grundrechtlich geschützte Freiheit des Betroffenen 
eingegriffen.217 Daher erscheint eine gesetzliche Regelung zwingend.218 
 
Zwar ist am Argument, dass der Begriff der sozialethischen Einschränkungen 
§ 32 StGB nicht unmittelbar zu entnehmen ist, nichts auszusetzen.219 Jedoch 
ließ der Gesetzgeber für diese Einschränkungen eine Tür offen, indem er in § 
32 I StGB von dem Terminus „geboten“ Gebrauch machte.220 Die zutreffende 
h.M.221 sieht in der Gebotenheit eine vom Gesetzgeber vorgesehene 
                                                 
213
 Ebda.                                                                                                            
214
 Erb, ZStW 1996, 266 (283 ff).  
215
 Koch, ZStW 1992, 785 (820). 
216
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 162.  
217
 Ebda.                                                                                                                
218
 Vgl. Kühl, AT, § 7 Rdnr. 162; Marxen, Die „sozialethischen“ Grenzen der Notwehr, S. 27 
ff.  
219
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. Rdnr. 163. 
220
 Ebda.                                                                                                                       
221
 BGHSt 48, 207 (212); Fahl, Jura 2007, 743 (745); Lenckner, GA 1968, 1 ff.; Roxin, ZStW 
1981, 68 (78); Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 342. 
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Möglichkeit der Notwehreinschränkungen. Die Auslegung des § 32 StGB 
ergibt, dass dies auch die Intention des Gesetzgebers war.222 Für diese Ansicht 
spricht schließlich auch die Tatsache, dass die Gebotenheitsklausel entgegen 
einigen Vorschlägen nicht gestrichen wurde.223 Die Gebotenheit wird daher 
als eine gesetzliche Legitimationsgrundlage für die sozialethischen 
Notwehreinschränkungen angenommen.224 Dies hat auch der BGH 
anerkannt.225 
 
Allerdings ergeben sich die inhaltlichen Vorgaben für die 
Notwehreinschränkungen nicht aus der Gebotenheit.226 Die Legitimität der 
einzelnen Einschränkungen der Notwehr könnte unter dem Blickwinkel des 
Bestimmtheitsgebots in Art. 103 II GG zweifelhaft erscheinen.227 Art. 103 II 
GG kollidiert aber mit den Notwehreinschränkungen nicht.228 Dies ist dadurch 
zu erklären, dass die Einschränkungen des Notwehrrechts sowohl dem 
Grundgedanken der Notwehr als auch ihrer gesetzlichen Regelung in § 32 
StGB immanent sind.229 Methodisch gesehen geht es um eine teleologische 
Einschränkung des § 32 StGB, wobei nur die immanenten Schranken des 
Notwehrrechts aufgewiesen werden.230 In der Gebotenheitsklausel des § 32 I 
StGB ist also eine legitime Konkretisierung des Notwehrrechts erkennbar.231 
 
Obgleich die Notwehreinschränkungen mit Art. 103 II GG nicht kollidieren, 
kann es durch Einschränkung des Notwehrrechts als Rechtfertigungsgrund zu 
                                                 
222
 Zur Entstehungsgeschichte der sozialethischen Einschränkungen, Roxin, ZStW 1981, 68 
(79). 
223
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 163; s.a. Matt, NStZ 1993, 271 f.; Roxin, ZStW 1981, 68 (79); 
Schroth, NJW 1984, 2562; Stree, JuS 1973, 461. 
224
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 163; s.a. Schünemann, GA 1985, 341 (369). 
225
 BGHSt 39, 374 (377); 42, 97 (100); 48, 207 (212); Kühl, AT, § 7 Rdnr. 163. 
226
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 164. 
227
 Ebda. 
228
 Ebda; s.a. Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 56. 
229
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 164; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 56; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 
Rdnr. 342.  
230
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 164; s.a. SK-Günther, § 32 Rdnr. 105; NK-Herzog, § 32 Rdnr. 87; 
Krey, AT I, Rdnr. 521; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 57; Wessels / Beulke / Satzger, AT, § 8 Rdnr. 
342. 
231
 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 164; s.a. Schroth, NJW 1984, 2562; Schünemann, GA 1985, 341 (367 
ff.). 
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einer entsprechenden Ausdehnung der Strafbarkeit kommen.232 Deshalb ist es 
unabdingbar, die Notwehreinschränkungen mit dem Sinn und Wortlaut des § 
32 StGB in Einklang zu bringen.233  
 
Roxin betont, dass die Wortlautgrenze bei Rechtfertigungsgründen aus 
strafrechtlicher Sicht nicht relevant ist, weil die Rechtfertigungsgründe oft 
auch zivil- oder öffentlichrechtlichen Rechtsgebieten entstammen.234 Von 
daher kann ihre Auslegung nicht nach gleichen Maßstäben erfolgen, wie bei 
Straftatbeständen.235 Roxin236 unterstreicht ferner, dass die sozialethischen 
Einschränkungen gegen den Wortlaut des § 32 StGB nicht verstoßen, weil das 
genau zu diesem Zweck eingefügte Merkmal der Gebotenheit diese 
Einschränkungen rechtfertigt. Vor diesem Hintergrund erscheint  legitim, das 
Notwehrrecht dort einzuschränken, wo der Rechtsbewährungsbedarf geringer 
ist als im Normalfall.237 
 
Wenn die immanenten Schranken durch den Rückgriff auf den 
Grundgedanken des Rechtfertigungsgrundes lediglich aktualisiert werden, 
kann von einem Verstoß gegen den Grundsatz nullum crimen sine lege nicht 
die Rede sein.238 Im Übrigen werden auch die Grenzen der gesetzlichen 
Entschuldigungsgründe - die i.S.d. Art 103 II ebenfalls negative Bestandteile 
des Garantietatbestandes sind - methodisch gleichermaßen determiniert.239  
 
Eine vorsichtigere Herangehensweise findet sich bei Rönnau und Hohn. Den 
Ausgangspunkt bildet dabei die Entscheidung BGH NJW 2003, 1955. In 
                                                 
232
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 344. 
233
 Die sog. einschränkende Auslegung, ebda; s.a. Lenckner, GA 1968, 1 (9). 
234
 Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 56.                                                                             
235
 Bei der Notwehr ist nach den Erfordernissen des Schutz- und Rechtsbewährungsprinzips 
zu fragen, ebda. 
236
 Ebda. 
237
 Ebda. 
238
 Lenckner, GA 1968, 1 (9). Bei Nichtbeachtung dieser Schranken ist die Tat rechtswidrig 
und strafbar, Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 43. 
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 “Was aber bei den Entschuldigungsgründen erlaubt ist, kann bei den 
Rechtfertigungsgründen nicht verboten sein“, Lenckner, GA 1968, 1 (9 f.). 
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dieser Entscheidung missbilligt das Gericht die Begründung einer neuen 
Kategorie fehlender Gebotenheit, die auf einer Gesamtschau des 
Tatgeschehens basiert und innerhalb derer die bereits anerkannten Fallgruppen 
nur eine indizielle Wirkung für eine weitere Einschränkung des 
Notwehrrechts darstellen sollen.240 Eine solche teleologische Reduktion des § 
32 StGB ist nach Rönnau und Hohn241 mit Art. 20 III GG nicht vereinbar. 
Diese Ansicht wird dadurch begründet, dass Entscheidungen über 
Grundrechtseingriffe ohne den Gesetzgeber nicht getroffen werden dürfen, 
sonst läge ein Verstoß gegen den Grundsatz des Gesetzesvorbehalts vor.242 
Deshalb sei der Gesetzgeber in der Pflicht, die Fallgruppen der 
Notwehreinschränkungen auf eine legislative Grundlage zu stellen.243  
 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass es keinesfalls erlaubt sein soll, die 
Notwehrbefugnisse über die etablierten Fallgruppen244 hinaus und unter dem 
Vorwand mangelnder Gebotenheit nach Belieben einzuschränken.245 Denn 
eine solche Entwicklung würde das Prinzip der Rechtssicherheit untergraben 
und somit auch das Gesamtkonzept des Rechtsstaatsprinzips relativieren. 
Solange eine gesetzliche Regelung der Notwehreinschränkungen nicht 
besteht, sprechen vor allem die verfassungsrechtlichen Gründe für eine 
                                                 
240
 BGH NJW 2003, 1955 (1960). An dieser Stelle ist auch die Entscheidung BGH JR 2001, 
471 zu erwähnen, die von Roxin kritisiert wurde. In der zitierten Entscheidung hatte das 
Gericht die Tötung eines DDR – Grenzsoldaten durch einen Flüchtling als nicht durch 
Notwehr geboten und auch nicht nach § 35 StGB entschuldigt betrachtet. Die Begründung 
war unklar. Einerseits wird der überragende Wert des menschlichen Lebens als maßgeblich 
angesehen. Andererseits wird die Grenzregelung der DDR nicht als ungültig beurteilt. Es 
wurde ferner argumentiert, der Grenzposten habe nur eine Ausweiskontrolle vorgenommen 
und nicht zur Anwendung seiner Schusswaffe angesetzt. Danach wäre richtigerweise schon 
ein rechtswidriger Angriff zu verneinen. Bei einem Schusswaffengebrauch des Grenzsoldaten 
müsste dann eine Notwehr bejaht werden, wenn man die Erschießung Fluchtwilliger als 
strafbaren Totschlag beurteilt, Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 60; s.a. Anm. Renzikowski, BGH JR 
2001, 468 (470). 
241
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 228.                                                                                                                                            
242
 Ebda. 
243
 „Bis dahin muss beim Einsatz der Notwehreinschränkungen jedenfalls große 
Zurückhaltung geübt werden“, ebda; s.a. Erb, ZStW 1996, 266 (294 ff.). 
244
 S. Kap. III; LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 228.  
245
 BGH NJW 2003, 1955 (1960); LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 228. 
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vorsichtige und zurückhaltende Herangehensweise im Bereich der 
Einschränkungen des Notwehrrechts.246 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
246
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 182.                 
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            VI. ANDERE SOZIALETHISCHE EINSCHRÄNKUNGEN 
                                 DER NOTWEHR 
 
 
              1. ANGRIFFE VON KINDERN, IRRENDEN ODER SONST    
                                    SCHULDLOS HANDELNDEN                             
 
                         
Die Tatsache, dass der Angreifende selbst schuldlos handelt, ändert nichts 
daran, dass ggf. ein notwehrfähiger Angriff i.S.d. § 32 StGB vorliegt.247 Die 
h.M.248 geht jedoch davon aus, dass dem Verteidiger in solchen Fällen das 
Verteidigungsrecht nicht in seinem vollen Umfang gewährt werden kann. Im 
Rahmen dieser Fallgruppe werden Angriffe von Kindern249, psychisch 
Kranken und Betrunkenen (Volltrunkenen)250, sowie Angriffe von Personen, 
die im entschuldigenden Notstand (§ 35 StGB) oder im Notwehrexzess (§ 33 
StGB) handeln, erörtert.251  
 
In diesem Zusammenhang wird auch die Rechtsstellung eines unvermeidbar 
Irrenden erörtert.252 Wenn der Angreifer sich in einem objektiv 
unvermeidbaren Tatbestandsirrtum oder in einem Erlaubnistatbestandsirrtum 
befindet, scheidet nach einer Meinung schon die Notwehrlage aus.253 Nach 
h.L.254 gehört der unvermeidbar Irrende nicht hierher, da er mangels 
Unsorgfältigkeit kein Handlungsunrecht verwirklicht, sodass es bereits an 
einem rechtswidrigen Angriff fehlt. 
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 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 242. 
248
 BGHSt 3, 217 f.; OLG Hamm NJW 1977, 590 mit Bespr. Schumann, JuS 1979, 559; MK-
Erb, § 32 Rdnr. 184; SK-Günther, § 32 Rdnr. 118; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 61. 
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 BayObLG NJW 1991, 2031 mit Bespr. Mitsch, JuS 1992, 289; LK-Rönnau / Hohn, § 32 
Rdnr. 242.  
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 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 242. 
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 Ebda; s.a. MK-Erb, § 32 Rdnr. 184; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 61. 
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 Vgl. Maurach / Zipf, AT I, § 26 II Rdnr. 16; Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 Rdnr. 5; 
s. SK-Günther, § 32 Rdnr. 118. 
254
 Vgl. SK-Günther, § 32 Rdnr. 118; Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 52; LK-
Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 242.  
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Die Notwehreinschränkungen werden bei dieser Fallgruppe dadurch 
gerechtfertigt, dass dort, wo die Rechtsordnung auf Sanktionierung eines 
bestimmten Verhaltens verzichtet, das Argument der 
Rechtsordnungsbewährung nicht so stichhaltig sein kann, wie im 
Normalfall.255 Dies erscheint auch aus kriminologischer Sicht überzeugend, da 
die Rechtsordnung im Hinblick auf die Angriffe schuldloser Personen keine 
strafrechtlichen Reaktionen fordert.256 
 
Die mangelnde Schuld auf Seiten des Angreifers bedeutet allerdings nicht, 
dass die vom Angreifer bedrohten Rechtsgüter nicht schutzwürdig sind. Denn 
für den Betroffenen macht es vom Standpunkt des Rechtsgüterschutzes keinen 
Unterschied, ob der Angriff durch eine schuldlos oder eine schuldhaft 
handelnde Person erfolgt.257 Hier handelt es sich lediglich darum, dass die 
Rechtsordnung Angriffe der Personen mit Schulddefiziten anders bewertet als 
die der voll verantwortlichen Individuen.258 Das ist vollkommen verständlich, 
da die Personen mit Schulddefiziten den Ansprüchen der Rechtsordnung nicht 
gerecht werden können wie vergleichsweise die Vollverantwortlichen.259 So 
wäre es sozialethisch inakzeptabel, wenn eine erwachsene Person die 
Verbalattacken eines Sechsjährigen mit einem Faustschlag ins Gesicht des 
Kindes beenden würde, selbst wenn die körperliche Tätlichkeit die einzige zur 
Verfügung stehende Abwehrmaßnahme wäre.260 
                                                 
255
 Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 345 f.; Lenckner, GA 1968, 1 (3); Roxin, 
AT I, § 15 Rdnr. 61; abw. Günther, der  teilweise auch auf  das Verantwortungsprinzip 
abstellt, SK, § 32 Rdnr. 119. Koch wägt das Schuldprinzip gegen das Notwehrprinzip ab,  
Koch, ZStW 1992, 785 (812 f.). 
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 Kühl, AT, § 7 Rdnr. 195; s.a. Jescheck / Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, S. 345 f.; 
Perron in: Schönke / Schröder, § 32 Rdnr. 52; Roxin, AT I, § 15 Rdnr. 61; Schünemann, GA 
1985, 341 (368). 
257
 MK-Erb, § 32 Rdnr. 184; vgl. LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 242.  
258
 LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 242.                                                             
259
 Ebda. 
260
 Figurativ schildernd sehen es Rönnau und Hohn so: „Für das Verhalten sinnlos 
Betrunkener oder das eines Kindes mag das Attribut „lächerlich“ in den Sinn kommen,  
während die Bezeichnung  „gefährlich“ in diesen Fällen wohl besser auf den Verteidiger  
selbst passt“, LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 242; s.a. Baumann / Weber / Mitsch, AT, § 17 
Rdnr. 39. 
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In solchen Fällen lehnt die Rechtsgemeinschaft zu Recht eine unangemessene 
Abwehrreaktion des Angegriffenen ab.261 Die Einschränkung des 
Notwehrrechts besteht hier darin, dass der Verteidiger möglichst dem Angriff 
ausweicht oder ggf. fremde Hilfe ersucht.262 Sollte dies im konkreten Fall 
nicht möglich sein, sind immerhin leichtere Beeinträchtigungen von 
Rechtsgütern hinzunehmen.263 Gravierende Beeinträchtigungen von 
Rechtsgütern können hingegen nicht toleriert werden.264 So darf man etwa den 
Angriff eines Geisteskranken abwehren, indem man den Angreifer beiseite 
stößt.265 Ihn zu erschießen oder schwer zu verletzen, obwohl die Möglichkeit 
einer Schutzwehr besteht, wäre hingegen nicht mehr geboten.266 Wenn die 
Rechtsgutbeeinträchtigung von der Intensität her nicht mehr hinnehmbar ist, 
ist grundsätzlich eine Schutzwehr, die Trutzwehr dagegen nur ausnahmsweise 
und unter größtmöglicher Schonung des Angreifers zulässig.267 
 
Wenn der Betroffene dem Angriff ohne beträchtliche 
Rechtsgutbeeinträchtigungen ausweichen kann, kann zwar eine scharfe 
Abwehrmaßnahme dem Prinzip „das Recht braucht dem Unrecht nicht zu 
weichen“, sie scheitert aber am Kriterium des erforderlichen Maßes an 
Bewahrung des materiellen Individualinteresses.268 Nur in Situationen, in 
denen man weder dem Angriff ausweichen noch fremde Hilfe in Anspruch 
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nehmen kann, darf man zum Zweck des Schutzes auch gegen schuldlose 
Angreifer das Erforderliche tun.269  
 
Grundsätzlich verlangt man bei Angriffen von Kindern und Personen mit 
seelischen Störungen eine größere Zurückhaltung als bei Angriffen durch 
erwachsene Betrunkene (Volltrunkene).270 Fraglich erscheint indessen, ob bei 
Angriffen Volltrunkener die Notwehr in vollem Umfang schon deshalb erlaubt 
sein soll, dass die betrunkenen Angreifer sich schuldhaft in den 
Rauschzustand versetzten.271 Wenn - wie hier vertreten - das Notwehrrecht 
Einschränkungen unterliegt, soll dies auch für die betrunkenen Angreifer 
gelten, da auch diese aus einer Defektlage heraus handeln.272 Allerdings wird 
das Ausmaß der Rücksichtnahme dabei geringer sein als z.B. gegenüber 
einem Kind.273 Denn es ist nicht ohne Bedeutung, ob der Angreifer völlig 
ohne Schuld handelt, ob ihn ein Vorverschulden trifft, oder ob seine 
Schuldfähigkeit nur eingeschränkt ist.274 
 
Umstritten sind ferner die Notwehrbefugnisse bei einer erheblich 
verminderten Schuldfähigkeit des Angreifers. Im Rahmen dieser Fallgruppe 
erörtert man Angriffe, die in dem von § 21 StGB beschriebenen Zustand 
verübt werden sowie Angriffe, die durch Fahrlässigkeitstäter erfolgen.275 Wer 
lediglich fahrlässig handelt, weist im Gegensatz zum Vorsatztäter immer 
einen geringeren Schuldgrad auf.276 Wenn man hierbei eine Einschränkung 
des Notwehrrechts schon wegen der verminderten Schuld annehmen will, 
würde dies zu einer Reduzierung des Notwehrrechts auf die Fälle führen, in 
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denen der Angreifende vorsätzlich handelt.277 Der Betroffene wäre 
dementsprechend bei der Abwehr der „fahrlässigen“ Angriffe lediglich auf 
eine defensive Schutzwehr beschränkt.278 Dies wäre mit dem Wortlaut des § 
32 StGB nicht vereinbar.279 
 
                          2. ANGRIFFE IM RAHMEN VON ENGEN  
                                   FAMILIÄREN BEZIEHUNGEN 
 
 
Die Notwehreinschränkungen bestehen auch dort, wo der Angreifer und der 
Betroffene in einer engen persönlichen Beziehung bzw. einer gegenseitigen 
Beschützergarantenpflicht zueinander stehen.280 Hierbei handelt es sich vor 
allem um Ehegatten-Verhältnisse und Eltern–Kind–Beziehungen.281 Da in 
solchen engen familiären Verhältnissen eine gegenseitige Solidarität besteht, 
ist grundsätzlich auf eine lebensgefährliche Abwehrmaßnahme zu verzichten, 
wenn lediglich eine hinnehmbare Tätlichkeit verhindert werden soll.282  
 
In Rahmen dieser Fallgruppe werden am häufigsten Fälle diskutiert, in denen 
Ehefrauen tätliche Angriffe durch ihre Ehemänner abwehren.283 Die 
Einschränkungen der Notwehrbefugnisse werden dabei überwiegend anhand 
eines verminderten Rechtsbewährungsinteresses begründet.284 Ein Teil der 
Literatur versucht, die Notwehreinschränkungen durch den sog. 
Solidaritätsgedanken zu rechtfertigen.285 So sieht z.B. Geilen286 bei dieser 
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Fallgruppe das Rechtsbewährungs- und Schutzprinzip von den gegenseitigen 
Schutzpflichten überlagert.  
 
Manche Autoren lehnen die Einschränkung des Notwehrrechts in den oben 
genannten Fällen ganz oder teilweise ab. Nach Frister287 sei eine 
Einschränkung der Notwehrbefugnisse im Rahmen von engen familiären 
Beziehungen bereits vom Grundgedanken der Notwehr her abzulehnen. 
Engels288 sieht keine zwingenden Gründe darin, Ehefrauen durch die 
Nowehreinschränkungen gegenüber ihren Ehemännern im Vergleich zu 
anderen Notwehrhandelnden zu benachteiligen. Nach Krey289 ist kein Grund 
ersichtlich, Ehemänner bei den tätlichen Übergriffen zu begünstigen, nur weil 
die Betroffenen ihre Ehefrauen bzw. ihre Kinder sind. Zieschang290 vertritt 
den Standpunkt, dass die Annahme von Einschränkungen der 
Notwehrbefugnisse im Rahmen der engen familiären Beziehungen dazu führt, 
dass die Betroffenen sich nicht angemessen gegen die Tätlichkeiten wehren 
dürfen und schlussendlich Misshandlungen dulden müssen. 
 
Die Rechtsprechung des BGH verfolgt ebenso keine einheitliche Linie. 
Während der BGH eine Rechtfertigung durch § 32 StGB in den Fällen 
abgelehnt hatte, in denen Ehefrauen ihre Ehemänner bei der Abwehr 
gewalttätiger Angriffe töteten291, sah er die Voraussetzungen für die 
Notwehrausübung im Falle erfüllt, in dem eine schwangere Frau Fußtritte 
ihres Mannes gegen ihren Bauch mit einem tödlichen Messerstich beendete.292 
                                                 
287
 „So wie es in engen Lebensgemeinschaften keine Verpflichtung zum Schutz des Partners 
vor sich selbst gibt, so besteht deshalb auch keine Pflicht zur solidarischen Aufopferung 
eigener Rechtsgüter, wenn der Partner ohne weiteres in der Lage ist, sich selbst zu helfen“, 
Frister, GA 1988, 291 (308 f.). 
288
 Hier seien lediglich rechtspolitische Gründe zu erörtern, Engels, GA 1982, 109 (114). 
289
 Krey, AT I, Rdnr. 496. 
290
 „Alleine die Tatsache, dass zwischen Angreifer und Angegriffenem von einer engen 
persönlichen Beziehung auszugehen ist, führt nicht zu einer Einschränkung des 
Notwehrrechts, womit wird letztlich sichergestellt, dass es nicht zu einer Vertauschung der 
Rollen von Angreifer und Opfer kommt“, Zieschang, Jura 2003, 527 (531 f.). 
291
 BGH NJW 1969, 802; 1975, 62 f.; s. LK-Rönnau / Hohn, § 32 Rdnr. 238. 
292
 BGH JZ 1984, 529 f. mit zust. Anm. Spendel, JZ 1984, 507; s. LK-Rönnau / Hohn, § 32 
Rdnr. 238. 
46 
 
Die neuere Rechtsprechung befasst sich mit der Einschränkung des 
Notwehrrechts bei Vorliegen eines Garantieverhältnisses zwischen dem 
Angreifer und dem Angegriffenen nur dürftig.293 In manchen Fällen lässt der 
BGH die Frage, ob eine Ehefrau auf Trutzwehr verzichten muss, offen.294 
 
Die Notwehreinschränkungen bei engen familiären Beziehungen stellen also 
eine äußerst komplizierte Fallgruppe dar. Die Anerkennung von 
Notwehreinschränkungen im Rahmen dieser Fallgruppe birgt die Gefahr, dass 
ein schwächeres Familienmitglied Misshandlungen durch einen physisch 
überlegenen Familienangehörigen hinnehmen muss.295 Auf der anderen Seite 
lässt sich kaum bestreiten, dass die Reichweite des 
Rechtsbewährungsinteresses auf Grund der engen familiären Beziehungen 
reduziert ist und deshalb eine scharfe Gegenwehr nicht gewährt werden 
kann.296 
 
Tätlichkeiten geringerer Intensität, von denen keine ernsthafte Gefahr für Leib 
oder Leben ausgeht, können die Inanspruchnahme von lebensbedrohlichen 
Abwehrmaßnahmen allerdings nicht rechtfertigen.297 Auch wenn der 
Angreifer sich aus dem Solidaritätsverhältnis ergebende Pflichten grob 
missachtet, bedeutet es nicht, dass der Betroffene bei der Abwehr von 
Angriffen keinerlei Rücksicht mehr nehmen muss.298 Grundsätzlich muss der 
Betroffene auch hier zunächst fremde Hilfe holen oder versuchen, dem 
Angriff ausweichen.299 Wenn aber im konkreten Fall keine 
Ausweichmöglichkeit besteht, sind leichtere Tätlichkeiten hinzunehmen, 
bevor als ultima ratio von lebensbedrohlichen Abwehrmaßnahmen Gebrauch 
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gemacht wird.300 Dabei braucht allerdings niemand das Risiko schwerer 
Verletzungen einzugehen.301 Schließlich kann dem betroffenen Ehepartner im 
Lichte der Gebotenheit in § 32 I StGB nicht zugetraut werden, Erniedrigungen 
und Körperverletzungen ohne Abwehr dulden zu müssen.302 
 
Die Einschränkungen der Notwehrbefugnisse gehen bei dieser Fallgruppe 
einerseits aus den gegenseitigen Garantenpflichten303 und andererseits aus 
dem Solidaritäts- und Näheverhältnis304 hervor. Kommt es im Rahmen von 
engen familiären Beziehungen zu einem Konflikt, ist sowohl das Interesse am 
Fortbestand der familiären Beziehungen als auch der Schutz vor massiven 
Rechtsgutbeeinträchtigungen zu berücksichtigen.305 
 
Die Einschränkungen der Notwehrbefugnisse sind allerdings nur dann 
möglich, wenn gegenseitige Beschützergarantenstellungen bestehen.306 Hierzu 
gehören die Beziehungen zwischen Ehegatten, Partnern eheähnlicher 
Gemeinschaften sowie zwischen Eltern und Kindern.307 Die Zugehörigkeit zu 
demselben Verein oder Betrieb reicht hingegen nicht aus.308  
 
Abschließend soll unterstrichen werden, dass sich das Vertrauen, das für 
zwischenmenschliche Nähe sorgt, generell als schutzwürdiger erweist als das 
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Interesse, dem akuten Konflikt durch entschlossene Abwehrmaßnahmen ein 
Ende zu bereiten.309 
 
                                  3. DIE NOTWEHRPROVOKATION 
 
Das Notwehrrecht soll nach h.M.310 auch dann Einschränkungen unterliegen, 
wenn der Angegriffene den Angriff absichtlich oder sonstwie vorwerfbar 
provoziert hat. Die Provokation der Notwehrlage ist eines der dogmatisch am 
häufigsten behandelten Themen im Rahmen des Notwehrrechts.  
 
Eine Meinung lehnt bei der Notwehrprovokation jede Notwehreinschränkung 
ab und zwar ungeachtet der subjektiven Einstellung des Provokateurs zu dem 
verursachten Angriff.311 Mitsch312 geht davon aus, dass eine Einschränkung 
des Notwehrrechts nicht erforderlich sei, solange die Provokation die 
Fähigkeit des Angreifers, den Angriff zu unterlassen oder ihn wenigstens 
rechtzeitig abzubrechen, nicht beeinträchtigt. Grundsätzlich dürfe man andere 
nicht angreifen; wenn aber der Angriff bereits begonnen hat, sei er 
einzustellen, sonst handelt der Angreifer auf eigene Gefahr.313   
 
Ein Teil der Literatur räumt dem Absichtsprovokateur das Notwehrrecht in 
vollem Umfang ein.314 Begründet wird diese Ansicht damit, dass die 
Provokation an sich nichts daran ändert, dass der darauffolgende Angriff 
rechtswidrig ist.315  
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Eine weitere Ansicht sieht den Absichtsprovokateur in der Pflicht, dem von 
ihm provozierten Angriff möglichst auszuweichen bzw. leichtere 
Beeinträchtigungen hinzunehmen.316  
 
Schließlich lässt eine weitere Meinung bei fehlender Ausweichmöglichkeit 
des Absichtsprovokateurs die Notwehr zu, will aber den Provokateur wegen 
der schuldhaften Herbeiführung der Notwehrlage bestrafen (sog. actio illicita 
in causa).317 Statt der gerechtfertigten Notwehrhandlung wird dabei die 
vorausgegangene Provokation in den Vordergrund gestellt.318 Danach soll 
trotz Rechtmäßigkeit der Verteidigungshandlung Täter sein, wer die 
Zwangslage, in der er den Angreifer verletzen musste, vorsätzlich oder ggf. 
fahrlässig herbeigeführt hat.319 Kühl320 sieht einen Vorteil dieser Konstruktion 
darin, dass an der eigentlichen Notwehrsituation nichts geändert wird, d.h. der 
Angriff bleibt rechtswidrig und die erforderliche Verteidigung gerechtfertigt. 
 
Die actio illicita in causa wird überwiegend als überflüssig abgelehnt.321 Da 
derjenige, der den Angriff provoziert, dadurch auch eine von ihm gewollte 
Notwehrlage herbeiführt, kann die Provokation keine Tatherrschaft des 
Verteidigers über den späteren Geschehensablauf begründen, sodass er kein 
Täter eines Vorsatzdeliktes sein kann.322 Eine Fahrlässigkeitstat ist ebenso 
auszuschließen, da der durch den Willen des Angreifers entstandene 
Rechtfertigungssachverhalt den Zurechnungszusammenhang zwischen der 
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Provokation und dem darauffolgenden Erfolgseintritt unterbricht.323 Die durch 
die actio illicita in causa begründete Strafbarkeit, weist Widersprüche auf, 
denn einerseits steht es dem Betroffenen zu, von seinen Notwehrbefugnissen 
Gebrauch zu machen und andererseits wird ihm gleichzeitig mit der 
Bestrafung wegen Delikts gedroht, das mit der Ausübung des Notwehrrechts 
in Zusammenhang steht.324 
 
Nach zutreffender Ansicht kann derjenige, der die Notwehrbefugnisse 
bewusst und gezielt missbrauchen will, das Notwehrrecht nicht für sich 
beanspruchen.325 Wer einen Angriff absichtlich provoziert, um einem anderen 
unter dem Deckmantel der Notwehr Schaden zuzufügen, handelt 
rechtsmissbräuchlich und kann durch § 32 StGB nicht gerechfertigt werden.326 
Anderenfalls läge  ein Bruch mit dem Rechtsbewährungprinzip vor, wenn 
ohne Not Handlungen erlaubt wären, die allein auf die 
Rechtsgutbeeinträchtigung eines anderen ausgerichtet sind.327 
 
Bei einer Notwehrprovokation ist eigentlich der Angegriffene derjenige, der 
den Angriff durch eigenes Verhalten initiiert, wobei es irrelevant ist, ob sein 
Vorverhalten rechtswidrig oder lediglich sozialethisch inakzeptabel ist.328 
Dabei muss zwischen dem vorwerfbaren Vorverhalten des Provokateurs und 
dem darauffolgenden provozierten Angriff stets ein enger räumlicher und 
zeitlicher Zusammenhang bestehen (objektiver 
Provokationszusammenhang).329 Durch das vorwerfbare Vorverhalten müssen 
außerdem als adäquat kausale Folge der Provokation die Rechtsinteressen des 
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Angreifers bzw. einer ihm nahestehenden Person tangiert werden (subjektiver 
Provokationszusammenhang).330 Wenn das Vorverhalten des Provokateurs 
aber als sozialadäquat einzustufen ist, liegt grundsätzlich keine 
Notwehrprovokation vor.331  
 
Die Notwehreinschränkungen bei der Notwehrprovokation werden durch das 
vorherig provozierende Verhalten des Provokateurs begründet.332 
Rechtswidrige bzw. sozialethisch vorwerfbare Provokationen führen zu 
entsprechenden Einschränkungen der Notwehrbefugnisse des Provokateurs, 
wenn der Angriff des Provozierten im Hinblick auf die Art und Intensität als 
angemessene Folge erfolgt bzw. im Vergleich zur Provokation nicht 
unverhältnismäßig erscheint.333 Somit gilt es, in jedem Einzelfall zu ermitteln, 
ob die Reaktion des Provozierten noch verhältnismäßig war.334 Wenn die 
Reaktion des Provozierten unverhältnismäßig war, darf der Provokateur von 
seinem Notwehrrecht in vollem Umfang Gebrauch machen.335 Wenn die 
Reaktion des Provozierten dagegen im Vergleich zur Provokation 
verhältnismäßig war, sind die Notwehrbefugnisse des Provokateurs 
entsprechend einzuschränken.336 Diese Maßstäbe sind auch im Falle der sog. 
„provozierten Provokation“ anzuwenden, wo der Provokation des späteren 
Verteidigers eine Provokation des späteren Angreifers vorausgeht.337   
 
Das Maß an Notwehreinschränkung bei der Notwehrprovokation ist daher 
sowohl nach dem Grad der schuldhaften Verursachung (bzw. zumindest nach 
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deren sozialethischer Vorwerfbarkeit) als auch nach der Intensität des durch 
den Provozierten erfolgten Angriffs zu bestimmen.338  
 
Wer nicht absichtlich, aber sonstwie vorwerfbar eine Notwehrsituation 
verursacht, hat dem darauffolgenden, von ihm verschuldeten Angriff 
möglichst auszuweichen.339 Wenn im konkreten Fall keine 
Ausweichmöglichkeiten bestehen, so darf man, solange die Schutzwehr den 
Angriff abwehren kann, nicht zur Trutzwehr übergehen.340 
 
Der BGH hat in den 70er Jahren die sog. Dreistufenlehre zu den 
Notwehrbefugnissen entwickelt.341 Nach dieser Theorie stehen Ausweichen, 
Schutzwehr und Trutzwehr in einem Stufenverhältnis zueinander. So kann der 
Provokateur einer Notwehrlage nicht durch § 32 StGB gerechtfertigt werden, 
wenn er sofort von Trutzwehr Gebrauch macht, obwohl ihm mehrere 
Ausweichmöglichkeiten zur Verfügung stehen bzw. bereits eine Schutzwehr 
den Angriff abwehren könnte.342 Der Provokateur hat allerdings ggf. auch 
fremde Hilfe zu ersuchen, wenn dies eine Verbesserung seiner Lage in 
Aussicht stellt.343 
 
Wenn keine Ausweichmöglichkeiten ersichtlich sind, sind maßvolle, dem 
Angreifer gegenüber möglichst schonende Abwehrmaßnahmen zu ergreifen 
(Schutzwehr).344 Geringe Beeinträchtigungen und Verletzungen sind dabei 
hinzunehmen.345 Allerdings können dem Betroffenen die im Rahmen der 
Schutzwehr ergriffenen Abwehrmaßnahmen nicht ohne Einschränkung 
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zugemutet werden.346 Erst wenn die defensive Schutzwehr nicht effektiv 
genug ist, um den Angriff abzuwehren, ist es in den Grenzen des § 32 II StGB 
erlaubt, die erforderlichen Maßnahmen der Trutzwehr zu ergreifen.347 
 
Das erforderliche Maß an Einschränkungen, das der Provokateur einzuhalten 
hat, ist in jedem Einzelfall zu beurteilen.348 Die BGH-Rechtsprechung349 hat 
hierzu bestimmte Anhaltspunkte entwickelt, die als Orientierung dienen 
können. Es herrscht folgende Faustformel: Mit der erhöhten Intensität der 
Provokation steigen die Anforderungen an die Einschränkungen.350 
Umgekehrt werden die Einschränkungen umso geringer, je schwerer der von 
dem Angriff drohende Schaden ist.351 Hält sich der Betroffene nicht an diese 
Einschränkungen, kann die durch seine Verteidigunghandlung begangene Tat 
nicht durch § 32 StGB gerechtfertigt werden.352 
 
4. DIE ABWEHRPROVOKATION  
 
 
Im Zusammenhang mit der Notwehrprovokation wird oft auch die 
Problematik der sog. Abwehrprovokation353 erörtert. Bei der 
Abwehrprovokation geht es um Konstellationen, in denen der Betroffene von 
Abwehrmitteln Gebrauch macht, die zwar für eine erfolgreiche Verteidigung 
von einem gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff geeignet sind, von der 
Intensität her aber zu scharf sind (exzessive Abwehr durch die Aufrüstung).354 
Hierbei ist der Umstand problematisch, dass der Notwehrausübende sich 
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vorher so ausrüstet (z.B. durch Mitnahme einer Schusswaffe statt eines 
Schlagstocks), dass er in der darauffolgenden Notwehrlage den Angriff nicht 
mehr mit einem milderen Mittel abwehren kann, sondern statt dessen von 
lebensbedrohlichen Abwehrmaßnahmen Gebrauch macht.355 Fragwürdig 
erscheint dabei, ob die oben genannten Maßstäbe zu der 
Notwehreinschränkung bei Notwehrprovokation auch auf die 
Abwehrprovokation anwendbar sind. 
 
Rönnau und Hohn356 gehen davon aus, dass die Abwehrprovokation sich von 
der Angriffsprovokation insofern unterscheidet, dass sie ein Problem der 
Bestimmung des für die Erforderlichkeit maßgeblichen Zeitpunkts darstellt 
und für das Vorliegen der Gebotenheit irrelevant ist. Nach Arzt357 kann einem 
Verteidiger auch bei Mitführen einer Waffe kein Vorwurf gemacht werden, 
wenn er von vornherein lediglich vorhatte, sie notfalls als Abwehrmittel 
einzusetzen. Roxin358 vertritt den Standpunkt, dass es sich bei der 
Abwehrprovokation nicht um eine Notwehreinschränkung, sondern lediglich 
um eine „Vorverlegung der Erforderlichkeitsbeurteilung“ handelt.  
 
Nach zutreffender Auffassung Erbs359 ist die Anerkennung der 
Notwehreinschränkung wegen Abwehrprovokation nur dann unbedenklich, 
wenn die bewusst übertriebene Aufrüstung und die gezielte Absicht, den 
Angreifer möglichst schwer zu verletzen oder sogar zu töten, kumulativ 
gegeben sind. 
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                                          VII. ZUSAMMENFASSUNG 
 
 
Im deutschen Recht ist eine Güterabwägung im Rahmen des Notwehrrechts de 
lege lata nicht vorgesehen. Diese scheinbare Unvollständigkeit des Wortlauts 
des § 32 StGB hat die Rechtswissenschaft und die Rechtsprechung vor die 
Aufgabe gestellt, die sich daraus ergebende Dilemmata auszuräumen.   
 
Der vorliegenden Analyse ist zu entnehmen, dass der in Notwehr Handelnde 
einerseits dazu befugt ist, dem gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
entgegenzutreten, andererseits ist er bei der Abwehr des Angriffs gleichzeitig 
dazu gehalten, die Beeinträchtigung der Rechtsgüter des Angreifers möglichst 
gering zu halten.  
 
Der BGH und das Schrifttum ebneten den Weg für die Etablierung der 
sozialethischen Einschränkungen der Notwehr. Die sozialen Schranken der 
Notwehr und das Verbot der missbräuchlichen Rechtsausübung ergeben sich 
aus dem Merkmal der Gebotenheit.360 Die Gebotenheit einer 
Notwehrhandlung wird ihrerseits wiederum von den normativen und 
sozialethischen Erwägungen mitbestimmt.361 Heute ist es nicht umstritten, 
dass das Notwehrrecht in Ausnahmefällen Schranken unterliegt, und dass es 
dem Betroffenen auch bei Vorliegen eines gegenwärtigen rechtswidrigen 
Angriffs nicht in seinem vollen Umfang zur Verfügung steht.362 Dadurch wird 
die Lage des Angegriffenen insofern geändert, dass er dem Angriff 
auszuweichen oder fremde Hilfe zu holen hat, bevor er von Schutzwehr und 
schlussendlich eventuell auch von Trutzwehr Gebrauch macht.363 Diese 
Faustregel kommt aber nur dann in Betracht, wenn dem Angegriffenen ein 
solches Vorgehen ohne Desavouierung seiner eigenen Rechtsinteressen 
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zumutbar ist, und die Rechtsordnung keine unabdingbare Bekämpfung des 
Angriffs verlangt.364  
 
Art. 103 II GG stellt kein Hindernis für die sozialethischen Einschränkungen 
der Notwehr dar.365 Die Einschränkungen der Notwehr werden durch die 
gesetzlich ausdrücklich vorgesehene Gebotenheitsklausel legitimiert.366 Es 
handelt sich dabei um eine teleologische Reduktion des § 32 StGB, bei der 
lediglich die immanenten Schranken des Notwehrrechts aufgewiesen 
werden.367 Maßgebend ist, dass die Einschränkungen der Notwehr mit dem 
Wortlaut und Sinn des § 32 StGB vereinbar sind.368       
                                                    
Das Recht des Betroffenen, dem rechtswidrigen Angriff mit allen zur 
Verfügung stehenden, ggf. auch lebensbedrohlichen Abwehrmitteln 
entgegenzutreten, erfährt Einschränkungen dort, wo durch den Angriff ein nur 
unerheblicher Schaden droht.369 Es ist fast einhellig anerkannt, dass 
Abwehrmaßnahmen, die in einem krassen Missverhältnis zu der drohenden 
Rechtsgutverletzung stehen, unzulässig sind.370 In solchen Fällen fehlt es im 
Regelfall bereits an Gebotenheit.371 Außerdem ist dabei auch das 
Rechtsbewährungsinteresse stark reduziert, da die Rechtsordnung keine 
substantiellen Beeinträchtigungen von Rechtsgütern des Angreifers duldet, 
wenn dadurch lediglich geringwertige Rechtsgüter des Betroffenen bewahrt 
werden sollen.372 Dies führt im Endeffekt zur Hinnahme der bagatellen 
Einbuße.373 Kann aber der Angriff auch mit harmlosen Abwehrmitteln 
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gestoppt werden, so bleibt deren Einsatz erlaubt, was schließlich nach einer 
Gesamtabwägung in jedem Einzelfall zu ermitteln ist.374 
 
Bei der Verteidigung von Sachgütern, die nicht nur von geringfügigem Wert 
sind, sind lebensgefährliche Verteidigungsmaßnahmen nur als ultima ratio 
zulässig.375 Eine Verteidigung von Sachen mit lediglich geringfügigem Wert, 
die mit großer Wahrscheinlichkeit zum Tod oder zu schwersten 
Körperverletzungen des Angreifers führen kann, ist hingegen als 
rechtsmissbräuchlich zu bewerten.376 Bei der Prüfung, ob die 
Missbrauchsgrenze im konkreten Fall erreicht ist, sind nicht nur der 
Verkehrswert der Sache, sondern auch die persönlichen Verhältnisse des 
Betroffenen zu berücksichtigen.377 Anderenfalls wäre das Grundprinzip der 
Notwehr grob missachtet, wenn der Angegriffene sich dem Angreifer 
unterordnen müsste.378  
 
Die vorausgehende Analyse hat ergeben, dass die in Art. 2 EMRK enthaltene 
Einschränkung der Notwehr bei Angriffen auf Sachgüter keine Auswirkungen 
auf das Notwehrrecht der Bürger im Verhältnis zueinander hat, sondern dass 
hierdurch nur das Verhältnis des Staates zu seinen Bürgern umfasst wird.379  
 
Bei Angriffen von schuldlos Handelnden ist das Notwehrrecht nicht in seinem 
vollen Umfang zu gewähren.380 Wenn keine Ausweichmöglichkeiten bestehen 
oder keine fremde Hilfe in Anspruch genommen werden kann, sind leichtere 
Beeinträchtigungen der Rechtsgüter hinzunehmen.381 Die zurückschlagende 
Trutzwehr ist nur unter größtmöglicher Schonung des Angreifers zulässig.382 
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Die Einschränkungen der Notwehrbefugnisse erfahren ihre Grenzen dort, wo 
mit erheblichen Einbußen auf Seiten des Verteidigers zu rechnen ist.383 
 
Einschränkungen der Notwehrbefugnisse bestehen auch im Rahmen enger 
familiärer Beziehungen.384 Gründe dafür liegen sowohl in der Existenz 
gegenseitiger Garantenpflichten als auch in dem Solidaritätsverhältnis, das aus 
der familiären Nähe entsteht.385 Deshalb darf man Tätlichkeiten von geringer 
Intensität nicht gleich mit scharfen Abwehrmitteln entgegentreten, die 
schwerste Körperverletzungen oder sogar den Tod des Angreifers verursachen 
können.386 Grundsätzlich muss der Verteidiger auch hier versuchen, dem 
Angriff auszuweichen oder ggf. fremde Hilfe zu holen.387 Das Risiko 
leichterer Misshandlungen ist grundsätzlich hinzunehmen, bevor als ultima 
ratio von scharfen Abwehrmitteln Gebrauch gemacht wird.388  
 
Zur Einschränkung des Notwehrrechts kommt es auch dann, wenn der 
Angegriffene den Angriff absichtlich oder sonstwie vorwerfbar provoziert 
hat.389 Der Provokateur muss also rechtswidrig oder zumindest sozialethisch 
inakzeptabel gehandelt haben.390 Das Maß der Notwehreinschränkung wird 
bei der Notwehrprovokation einerseits durch den Schuldgrad des Provokateurs 
und andererseits durch die Intensität der drohenden Rechtsgutverletzung durch 
den Provozierten bestimmt.391 Mit der erhöhten Intensität der Provokation, 
steigen die Anforderungen an die Einschränkungen.392 Auf der anderen Seite 
werden die Einschränkungen umso geringer, je gravierender der von dem 
Angriff des Provozierten drohende Schaden ist.393                  
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Bei der Abwehrprovokation ist eine Notwehreinschränkung nur dann 
anzuerkennen, wenn die bewusst übertriebene Aufrüstung und die Absicht, 
den Angreifer möglichst schwer zu verletzen, ihn ggf. sogar zu töten, 
kumulativ gegeben sind.394 
 
Der Umstand, dass § 32 StGB eine ausdrückliche Güterabwägung nicht 
vorsieht, stellt im Notwehrrecht keine unüberwindbare Hürde dar. Das 
deutsche Notwehrrecht kann seine Eigenartigkeit beibehalten. Die Probleme 
der sozialethischen Einschränkungen scheinen durch die zahlreichen 
wissenschaftlichen Analysen und die Auffassungen der Rechtsprechung 
größtenteils bewältigt worden zu sein.  
 
Auf der anderen Seite wäre es ratsam, für die sozialethischen 
Einschränkungen eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage zu schaffen. Dies 
würde der mühsamen Kasuistik ein Ende bereiten. Sollte zukünftig zu einer 
entsprechenden gesetzlichen Regelung kommen, dürfte die jahrzehntelange 
Diskussion über die sozialethischen Einschränkungen der Notwehr keinesfalls 
in Vergessenheit geraten. Sie soll in der reichen Schatzkammer der deutschen 
Rechtsgedanken aufbewahrt werden, und als ein nützliches Hilfsmittel einer 
effizienten Rechtsanwendung dienen. 
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